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LIEBE LESER*INNEN DER PU,
Die Globalisierung hat die Vernetzung von Individuen, Interessengemeinschaften und Wirtschaftsak-
teuren erleichtert sowie den Wissenstransfers über staatliche Grenzen hinweg ermöglicht. So entstanden 
und entstehen neue Felder der gemeinsamen europäischen, inter- und transnationalen gesellschaftlichen 
Chancen, aber auch neue Problemfelder der internationalen Zusammenarbeit. 
Aktuelle zentrale Konfliktfelder, allen voran die völkerrechtswidrige Invasion der Ukraine durch Russ-
land, zeigen wie essentiell verlässliche Partnerschaften in Europa, mit den USA und mit weiteren inter-
nationalen Akteur*innen sind, um die Demokratie zu stärken und gemeinsame Lösungsansätze zu ent-
wickeln. Denn auch hier zeigt sich ein weiteres Mal: eine Kette – in diesem Fall eine Gemeinschaft die für 
die Demokratie eintritt – ist nur so stark wie das schwächste Glied. Was der Krieg in der Ukraine wie ein 
Brennglas vor Augen führt, deutete sich auch schon in der Vergangenheit in anderen Konfliktfeldern an: 
Allein nationalstaatliche Lösungsansätze scheitern bei der adäquaten Bekämpfung des Klimawandels, 
des (digitalen) Terrorismus, der Coronavirus-Pandemie oder der Bewältigung von Migrationsbewegun-
gen. 
Damit einher geht jedoch auch eine sich immer weiter ausdifferenzierende Komplexität, die Abhängig-
keit von anderen Staaten und nicht zuletzt die Notwendigkeit eines transnational ausgerichteten Kom-
petenzprofils aller (potentiellen) Akteur*innen. Für die politische Bildung stellt sich die Aufgabe, sich im 
Sinne eines diskursiv-reflexiven Ansatzes mit Aspekten der transnationalen Beziehungen auseinander-
zusetzen. 
Hier setzt unser Heft an und nähert sich dem Themenfeld der transnationalen Beziehungen multiper-
spektivisch aus theoretischer und empirischer, fachdidaktischer und bildungspraktischer Perspektive. 
Es erwarten Sie dabei sechs spannende Beiträge von Expert*innen aus Forschung und Praxis die the-
matisch eine breite Spannweite abdecken und das Themenfeld aus ganz unterschiedlichen Blickwinkeln 
beleuchten. Einleitend gibt der Politikwissenschaftler Jakob Wiedekind einen Einblick in die Probleme 
der liberalen internationalen Ordnung, die einst die internationale Zusammenarbeit gesichert hatte. Im 
Anschluss schildert Russland-Expertin Sarah Pagung ihren Blick auf die deutsch-russischen Beziehun-
gen nach der russischen Invasion der Ukraine. In der zweiten Rubrik erwarten Sie drei Beiträge, die sich 
dem Feld der transnationalen Beziehungen am Beispiel der Europabildung aus unterschiedlichen Linsen 
nähern, bevor abschließend der Unterrichtsentwurf „Außen- und Sicherheitspolitik: Die „Zeitenwende“ 
im Fachunterricht“ präsentiert wird. 
 
In der Rubrik „Rezensionen“ präsentieren wir Ihnen die beiden Bücher „Putins Netz“ von Catherine 
Belton und „Die Zukunft der Außenpolitik ist feministisch“ von Kristina Lunz, welche neue Impulse 
zum Themenkomplex „Transnationale Beziehungen“ bieten. 
 
Außerdem informieren wir in unserem Heft in der Rubrik „Politische Bildung in Niedersachsen“ über 
die aktuelle Verbandsarbeit der DVPB in Niedersachsen und geben in der Rubrik „Neues aus der Lan-
deszentrale“ Einblicke in die aktuellen Arbeitsschwerpunkte der Niedersächsischen Landeszentrale für 
Politische Bildung.
 
Freuen Sie sich auch auf unser nächstes Heft mit dem Themenschwerpunkt "Designing Digital Demo-
cracy - Netzpolitik als Gegenstand der Politischen Bildung" (2022/2). 
 
Wir wünschen nun viel Freude bei der Lektüre
Das Redaktionsteam der PU

Theresa Bechtel und Elizaveta Firsova-Eckert
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"Kern des Konflikts [zwischen Ost und West] ist die 
Auseinandersetzung um die Deutungshoheit in der 
internationalen Gemeinschaft. Wie wird Demokratie definiert? 
Wie sieht Freiheit aus? Was sind Menschenrechte? Welche 
Grenzen hat staatliche Souveränität? Insbesondere China und 
Russland formulieren eigene Interpretationen und setzen diese 
westlichen Auffassungen entgegen."   

									          Pagung, S. 19





AUF VERLORENEM POSTEN? 

WIE WIR DIE KRISE DER LIBERALEN INTER-
NATIONALEN ORDNUNG VERSTEHEN KÖNNEN

Jakob Wiedekind

1. Einleitung: eine facettenreiche Krise 
zur Unzeit

Es ist ein weitgehend akzeptiertes Mantra im poli-
tikwissenschaftlichen wie auch im öffentlichen Dis-
kurs, dass nationale Alleingänge nicht sehr weit 
kommen, wenn es um die Bewältigung der großen 
Aufgaben unserer Zeit geht. Wir wollen mindes-
tens europäisch oder gar transatlantisch denken 
und handeln – global wäre noch besser. An den 
Anspruch haben wir uns in Deutschland als inte-
grales Mitglied der Europäischen Union und als 
wichtiger Bestandteil der transatlantischen Be-
ziehungen zu den USA und Kanada weitgehend 
gewöhnt. Schließlich sind die Herausforderungen 
durch den Klimawandel, aufkeimende Großmacht-
rivalitäten und gesellschaftlichen Spannungen zu 
komplex und zu gewaltig für nationale Alleingänge. 
Die großen Herausforderungen unserer Zeit spren-
gen den Rahmen nationaler Bewältigungsstrate-
gien. Wie gut, so scheint es zunächst, dass wir seit 
dem Ende des zweiten Weltkriegs internationale 
Zusammenarbeit im Rahmen der liberalen inter-
nationalen Ordnung (im Folgenden kurz LIO) und 
ihrer Institutionen trainieren (insb. im sicherheits-
politischen Bereich durch die North Atlantic Treaty 

Organization [NATO] und im wirtschaftspolitischen 
Bereich durch die World Trade Organization [WTO]/
das Bretton-Woods-System). Kürzlich machte das 
Pariser Klimaabkommen und der Wiedereintritt der 
USA Hoffnung auf eine koordinierte internationale 
Kraftanstrengung zur Bewältigung des Klimawan-
dels. Darüber hinaus ist die Europäische Union 
selbst Ausdruck eines grenzübergreifenden Ver-
ständnisses von regelbasierter und werteorientier-
ter Gemeinschaft. 

Jedoch ist längst klar, dass die Europäische In-
tegration stockt (siehe Brexit) und von illiberalen 
Kräften etwa in Ungarn (erst recht nach der Wie-
derwahl von Viktor Orbán), Polen oder Rumänien 
auf die Probe gestellt wird. In den USA kam Trumps 
Präsidentschaft einer rhetorischen und politischen 
Abrissbirne für etablierte Strukturen auf der inter-
nationalen Ebene gleich. Folgende Beobachtung 
steht also am Anfang dieses Beitrags: Paradoxer-
weise werden die LIO und ihre europäische sowie 
ihre amerikanische Verankerung intern wie extern 
genau dann so stark herausgefordert wie nie zu vor, 
wenn internationale Handlungsfähigkeit mehr denn 
je gebraucht wird. Die zentralen Annahmen des libe-
ralen Institutionalismus, wie er von Robert Keohane 
(1984) geprägt wurde, scheinen zusehends von der 
politischen Realität hinterfragt zu werden. Interna-
tionale Institutionen sollen im Wesentlichen Trans-
aktionskosten reduzieren und reziprokes Vertrauen 
schaffen. Komplexe Interdependenzen sollen zu-
dem zwischenstaatliche Beziehungen vertiefen und 
Raum für transnationale Netzwerke schaffen, was 
auch als Bollwerk gegen Nationalismus verstanden 
werden kann. Komplexe Interdependenz und das 
Versprechen internationaler Institutionen scheinen 

"Der Bedarf für multilaterale Lösungs-
ansätze war wohl nie größer als heute 
und dennoch stehen die internationa-
len Beziehungen oftmals im Zeichen 
nationaler Denkmuster, die eher Riva-
lität statt Kooperation begünstigen." 
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gegenwärtig einem unnachgiebigen Stresstest aus-
gesetzt zu sein. Die LIO befindet sich in einer Krise. 
Zwei durchaus einflussreiche Journals der Inter-
nationalen Beziehungen, das International Organi-
zation Journal und International Affairs, widmeten 
genau dieser tragischen Entwicklung jüngst jeweils 
eine eigene Sonderausgabe, um ihren Ursachen 
aus verschiedenen theoretischen Perspektiven her-
aus auf den Grund zu gehen (Lake et al. 2021; Korn-
probst und Paul 2021). Hier liegt der Knotenpunkt 
eines bedeutenden Teils der kontemporären Politik-
wissenschaft. Der Bedarf für multilaterale Lösungs-
ansätze war wohl nie größer als heute und dennoch 
stehen die internationalen Beziehungen oftmals im 
Zeichen nationaler Denkmuster, die eher Rivalität 
statt Kooperation begünstigen. Das ist erklärungs-
bedürftig vor dem Hintergrund, dass insbesonde-
re in Europa transnationale Netzwerke bestehend 
aus substaatlichen Akteur*innen – wie zum Beispiel 
Städte, die sich  in sogenannten transnational mu-
nicipal networks koordinieren und umweltpolitische 
Strategien verbreiten (Hakelberg 2014) – grenz-
übergreifenden politischen Wandel vorangetrieben 
haben (Roger und Dauvergne 2016; Reinsberg 
Westerwinter 2021). Im Folgenden gehe ich davon 
aus, dass eine zentrale Grundvoraussetzung für die 
Vitalität transnationaler Netzwerke eine entspre-
chende internationale Ordnung ist. Gemeint ist hier 
die LIO. Sie zeigt Risse in ihren Grundfesten, was 
transnationale Beziehungen durch das Aufkeimen 
von Nationalismus und Populismus bedroht. Zu-
sätzlich hat die Corona-Pandemie den gesellschaft-
lichen Zusammenhalt im nationalen wie auch im 
transnationalen Kontext auf die Probe gestellt und 
einige Bruchlinien offenbart. 

Die Diplomatie als zentrales politisches Instrument 
des Multilateralismus stößt darüber hinaus immer 
wieder an ihre Grenzen – zuletzt ist dies beson-
ders deutlich geworden an den gescheiterten Ver-
handlungen zwischen Russland, der NATO und den 
USA zur Deeskalation des russischen Angriffskriegs 
gegen die Ukraine. Die stockende Wiederaufnahme 
der Gespräche zum Erhalt des Atomabkommens 
mit dem Iran markiert in diesem Sinne ein weite-
res Beispiel und auch Chinas Hoheitsansprüche 
im Südchinesischen Meer entziehen sich weitge-
hend diplomatischer Lösungsansätze. Was ist aus 
dem Versprechen einer liberalen internationalen 
Ordnung und ihren institutionellen Ausprägungen 
geworden, die transnationalen Ansätzen einen be-
lastbaren Rahmen und Kontinuität garantieren und 
Foren für internationale Kooperationen verstetigen 
sollten? Wie wird die LIO überhaupt definiert und 
wie sieht ihre Zukunft angesichts der Konvergenz 
interner und externer Spannungen aus? Diese Fra-
gen konturieren recht passend die gegenwärtig pro-
minenten Ausrichtungen politikwissenschaftlicher 
Auseinandersetzungen mit den internationalen Be-
ziehungen. Steht die LIO also auf verlorenem Pos-
ten?

Der vorliegende Beitrag setzt sich zum Ziel, aus-
gehend von einer möglichst klaren Begriffsdefinition 
zunächst zwischen internen und externen Einfluss-
faktoren zu differenzieren, wenngleich eine scharfe 
Trennung in einer globalisierten Welt nur auf dem 
Papier wirklich gut funktioniert. Der Beitrag schließt 
mit einem gewissermaßen informierten Blick in die 
Glaskugel und zeigt mögliche Entwicklungspfade 
für die LIO auf, die mehr oder weniger förderlich 
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für transnationale Netzwerke sein können. Für die 
politische Bildung hat dieses Vorgehen einen dop-
pelten Mehrwert. Zum einen hebt der Beitrag poli-
tikwissenschaftlich fundierte Erklärungsansätze für 
ein komplexes Phänomen hervor, was mit substan-
tiellen Ergänzungen von Unterrichtskonzepten ein-
hergeht und für die Komplexität internationaler Zu-
sammenhänge sensibilisiert. Zum anderen zeigt der 
Ausblick verschiedene Richtungen auf, in die sich 
die internationalen Beziehungen entwickeln könn-
ten. Auf diese Weise sollen die folgenden Zeilen 
einen Beitrag zum zeitgemäßen Unterrichten von 
Politik nach politikwissenschaftlichen Standards 
leisten. Der Beitrag bietet einen kurzen Überblick 
des akademischen Diskurses, der der Leserschaft 
dieser Zeitschrift nützliche Anhaltspunkte für den 
Politikunterricht geben kann.1 Schließlich ist auch 
die politische Bildung in Deutschland gewisserma-
ßen gezeichnet von dem Spannungsfeld internatio-
naler Bedeutungsrahmen und bundeslandspezifi-
schen Regelsystemen. Schon auf nationaler Ebene 
fällt überregionale Synergie nicht immer leicht – erst 
recht nicht vor dem Hintergrund einer vernachläs-
sigten Digitalisierung, die durch die Corona-Pande-
mie endgültig offenkundig wurde. Das ist besonders 
problematisch, wenn der politischen Bildung von 
der Politik auferlegt wird, frühzeitig die nötigen di-
gitalen Kompetenzen zu vermitteln, um Schüler*in-
nen auf die bedrohlichen Kehrseiten der Online-Ge-
sellschaft vorzubereiten, die einen entscheidenden 
Anteil an der Erosion demokratischer Werte haben, 
von der die Krise der liberalen internationalen Ord-
nung geprägt ist (Heft et al. 2021).

2. Was ist die liberale internationale 
Ordnung und welchen Bedrohungen 
ist sie von innen sowie von außen 
ausgesetzt? 

Dass die LIO in einer handfesten Krise steckt, womit 
weitreichende Implikationen für ihre Fähigkeit mit-
tels ihrer etablierten Institutionen grenzübergreifen-
de Zusammenarbeit zu stärken verbunden sind, ist 
inzwischen über unterschiedliche theoretische Prä-
missen hinweg eine nahezu universell akzeptierte 
Bestandsaufnahme (Ikenberry 2018, Mearhseimer 
2019, Börzel und Zürn 2021). Allerdings ist der Dis-
kurs mit Blick auf die Bestimmung der Ursachen für 

die schwere Krise sowie hinsichtlich der Frage nach 
ihrer Reichweite oftmals uneins. Grundsätzlich ist 
das auch darauf zurückzuführen, dass unterschied-
liche Antworten auf die Frage zugrunde liegen, ob 
denn die LIO als Begriff überhaupt angemessen 
ist, um die primär sicherheits- und wirtschaftspoli-
tischen Kooperationsstrukturen zu beschreiben, 
die sich unter Amerikanischer Vormachtstellung 
nach 1945 entwickelten. Alternativ finden sich bei-
spielsweise oft die Beschreibungen als „amerikani-
sche Ordnung“ oder „Nachkriegsordnung“, um der 
amerikanischen Hegemonie innerhalb der Ordnung 
Rechnung zu tragen und um kritisch zu hinterfra-
gen, ob sie wirklich ihrem eigenen liberalen Selbst-
verständnis jemals gerecht wurde (Nye 2019). 

Ich argumentiere für die Beschreibung als LIO. Sie 
ist liberal, denn auch wenn ihre Prinzipientreue zu 
hinterfragen ist, basiert sie im Kern dennoch auf ei-
ner liberal-demokratischen Wertegemeinschaft, die 
sich beispielswiese auf Seiten der Europäischen 
Union in den Kopenhagener Kriterien zur Aufnah-
me neuer Mitgliedsländer äußert (Wiedekind 2021; 
Ikenberry 2018). Sie ist international, weil ihre wirt-
schaftspolitischen Einflusssphären globaler Natur 
sind und weil sie im Wesentlichen in den transatlan-
tischen Beziehungen verankert ist und noch immer 
global anziehend wirkt. So ist die Mitgliedschaft in 
dieser Ordnung theoretisch recht offen und durch-
aus international, wenngleich ihr Geltungsanspruch 
nicht unbedingt global sein muss. Sie ist außerdem 
eine Ordnung, weil sie internationale Beziehungen 
strukturiert und Kooperation institutionalisiert. Eine 
gängige Definition lautet wie folgt: „Rules, norms, 
and decision-making procedures characterize the 
LIO and the coordinated action of actors, both state 
and non-state, sustain the LIO.“ (Lake et al. 2021: 
228). Unabhängig von der tatsächlichen Denomi-
nation ist die Krise handfest und facettenreich, was 
oftmals mit externen Faktoren wie den globalen 
Machtverschiebungen in Verbindung gebracht wird 
(Paikin 2021; Colgan et al. 2021). In einer recht ak-
tuellen Wendung des Diskurses werden allerdings 
zunehmend interne Faktoren für die Erklärung einer 
strauchelnden LIO betont. Moderne Technologien 
und insbesondere Social-Media-Plattformen waren 
eine Verheißung für die stärkere transnationale In-
tegration und Vernetzung. Inzwischen ist klar, dass 
sie auch als Katalysatoren für soziale Gräben fun-
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gieren, die gesellschaftlichen Zusammenhalt unter-
laufen (Heft et al. 2021; Knüpfer et al. 2020). 

Zwei größere Entwicklungen werden damit oftmals 
in Verbindung gebracht. Zum einen fördert die Frag-
mentierung von Mediensystemen das Aufkommen 
dissonanter Öffentlichkeiten. Zum anderen erlebt 
die demokratische Kultur einen bedenklichen Wan-
del, der von sinkendem Vertrauen in demokratische 
Institutionen geprägt ist. Die Corona-Pandemie hat 
beide Entwicklungen nur verstärkt. Sie sind globale 
Phänomene, die insbesondere in westlichen Demo-
kratien prägnant zum Vorschein kommen. Wer die 
Erosion demokratischer Prinzipien in den USA also 
für ein rein amerikanisches Problem hält, ignoriert 
die offensichtlichen Parallelen zum „democratic ba-
cksliding“ in der Europäischen Union. Wichtige Fort-
schritte in der Populismus-Forschung identifizieren 
im Wesentlichen vier nahezu universelle Triebfe-
dern, die den Aufstieg populistischer Parteien und 
Akteur*innen erklären können: wirtschaftliche Un-
gleichheit, kulturelle Spannungen, die Diskrepanz 
zwischen internationaler Politik und nationaler Re-
präsentation, und die politische Polarisierung (Mud-
de und Kaltwasser 2018, Levitsky und Ziblatt 2018; 
Simmons und Goemans 2021). Es wirkt zunächst 
paradox, dass in einer globalisierten und zusehends 
vernetzten Welt Nationalismus, Illiberalismus und 
Autokratie auf dem Vormarsch und liberal-demo-
kratische Werte auf dem Rückzug zu sein scheinen 
(Abramowitz 2021; Freedom House 2021; Vormann 
und Weinman 2021). Dieses Phänomen ist jedoch 
global greifbar und lässt sich etwa in Polen, Ungarn, 
den USA, Brasilien oder auch Myanmar feststellen. 
Steht die LIO auf verlorenem Posten, weil eine in-
terne Erosion ihres Fundaments eingesetzt hat? Ein 

weiterer Aspekt deutet jedenfalls in diese Richtung.

Die rasant zunehmende ökonomische Ungleichheit 
unterläuft den innerstaatlichen Rückhalt für eine 
LIO, die für bedeutende Teile westlich-demokrati-
scher Gesellschaften mit wirtschaftlicher Not in Ver-
bindung steht (Hopkin und Blyth 2021; Flaherty und 
Rogowski 2021). Eine Ordnung, die wirtschaftliche 
Missstände nicht lindert, sondern teilweise sogar 
verstärkt, erzeugt Ressentiments, die politisch nur 
allzu leicht von revisionistischen und populistischen 
Kräften instrumentalisiert werden können. Hier 
treten die Schattenseiten der Globalisierung prä-
gnant in den Vordergrund: Einkommensungleich-
heit, Arbeitslosigkeit und sinkende Löhne werden 
mit der sogenannten „Hyperglobalisierung“ erklärt 
(Mearsheimer 2019: 8). Es entsteht eine tiefe und 
oftmals emotional aufgeladene Unzufriedenheit, 
die extremen und zuweilen populistischen Hal-
tungen Auftrieb verleiht. Die negativen Folgen der 
Globalisierung wurden mit Blick auf die tatsäch-
liche Verteilung ihrer Gewinne besonders eingän-
gig von Branko Milanovic (2016) herausgearbeitet. 
Seine als „Elefanten-Kurve“ bekannte Berechnung 
schlüsselt das relative Wachstum des Einkommens 
pro Kopf entlang der globalen Einkommensniveaus 
zwischen 1988 und 2008 auf und zeigt, wie stark 
die besonders Reichen (die obersten 1 Prozent) so-
wie die Niedriglohnsektoren in Ländern wie China 
und Indien profitierten, während die mittleren Ein-
kommen in den westlichen Demokratien stagnieren 
(Milanovic 2016, S. 11ff.). Dahinter steht der Ein-
fluss neoliberaler Wirtschaftspolitik, die die Unter-
schiede zwischen Arm und Reich verschärft (Lake 
et al. 2021). Die Effekte und politischen Konse-
quenzen der Wirtschafts- und Finanzkrise 2008-09 
verstärkten die bislang dargestellten Trends zudem 
nachhaltig. Die wirtschaftlichen Kosten der Corona-
Pandemie kommen hier noch erschwerend hinzu. 

Zentrale Nutznießer der beschriebenen Trends 
sind populistische Akteur*innen, die mit ihrer Poli-
tik gezielt von gesellschaftlichen Bruchlinien zu 
profitieren versuchen und transnationalen Bezie-
hungen Nationalismus, Populismus und Egoismus 
entgegensetzen. So ist zumindest weitgehend der 
Wahlerfolg von Donald Trump 2016 in den USA zu 
erklären, was in sich ebenfalls eine zentrale inter-
ne Herausforderung für die LIO markierte (Bierling 

"Es wirkt zunächst paradox, 
dass in einer globalisierten und zu-

sehends vernetzten Welt Nationalismus, 
Illiberalismus und Autokratie auf dem 
Vormarsch und liberal-demokratische 

Werte auf dem Rückzug zu sein scheinen 
(Abramowitz 2021; Freedom House 2021; 

Vormann und Weinman 2021)."
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2020; Wiedekind und Lemke 2021). Die Ausmaße 
der Dynamiken unterstreichen das Argument, dass 
nicht nur in den USA, sondern auch in Europa die 
Bedrohung illiberaler populistischer Akteur*innen 
mit Trumps Niederlage oder den Verlusten der AfD 
bei der letzten Bundestagswahl keineswegs ge-
bannt ist. Der hier skizzierte schwindende Rückhalt 
innerhalb der LIO, der oftmals in ihrer offenen An-
fechtung mündet, macht sie auch anfälliger für die 
Bedrohungen von außen. 

Ich ordne eine Bedrohung als extern zur LIO ein, 
wenn sich die beobachteten Anfechtungen nur dif-
fus auf den liberalen Charakter der Ordnung per se 
konzentrieren und wenn sie von Akteur*innen aus-
geht, die nicht vollends oder kaum in der Ordnung 
integriert sind. Hier stehen aus meiner Sicht zwei 
Entwicklungen und ein historischer Wendepunkt im 
Vordergrund: der Aufstieg Chinas, die aufkeimen-
den Großmachtrivalitäten im Kontext einer multi-
polaren Welt und die Rolle des unipolaren Moments 
für amerikanische Hegemonie nach dem Zusam-
menbruch der Sowjetunion. Chinas Aufstieg stellt 
eine vielseitige Herausforderung für die LIO dar. Zu-
nächst verschiebt sich dadurch das globale Macht-
gefüge insofern, als dass die USA als Architekt und 
vorrangiger Garant der LIO an relativer Macht insbe-
sondere in der wirtschaftlichen Dimension einbüßt. 
Es zeichnet sich eine graduelle Machtverschiebung 
zu Ungunsten der westlichen und demokratisch or-
ganisierten Staaten ab (Ikenberry 2018, Weiss und 
Wallace 2021). Dieser relative Machtverlust ist zwar 
substantiell, muss aber insofern eingeschränkt wer-
den, als dass der Begriff „Macht“ mehr Dimensio-
nen als Geld umfasst. So argumentiert Joseph Nye 
(2015) überzeugend, dass die Amerikanische Vor-
machtstellung auf internationaler Ebene deshalb 
nicht umfassend von Chinas Aufstieg infrage ge-
stellt werden kann, weil die USA und ihre westlich-
demokratischen Verbündeten global anziehender 
wirken, weil sie deutlich besser aufgestellt sind, was 
die Einbindung in Netzwerke und Allianzen anbe-
trifft und weil die globale Reichweite amerikanischer 
Militärmacht uneingeholt bleibt (Ikenberry 2018). 
Für die LIO wiegt schwerer, dass die Bereitschaft 
der USA die Ordnung aufrecht zu erhalten spürbar 
nachlässt. Chinas Aufstieg spielt für diesen Trend 
ebenfalls eine gewichtige Rolle.

Neben der Machtfrage, sorgt Chinas Aufstieg zu-
sätzlich für Legitimationsschwierigkeiten nach in-
nen. Schließlich ist China ein autoritär regierter 
Staat, der nicht nur mit seinen offensichtlichen Men-
schenrechtsverletzungen in Xinjiang, sondern auch 
mit seinem Autoritarismus offenkundig die liberal-
demokratische Wertebasis ablehnt. Dass China 
dennoch fundamental von einem System, dessen 
erklärte Grundlagen es so klar konterkariert, profi-
tieren konnte, ist eine zunehmend schwer zu ver-
mittelnde Botschaft nach innen – insbesondere in 
den USA (Mearsheimer 2019; Weiss und Wallace 
2021). Dahinter steht ein größerer Trend, der nach 
dem Zerfall der Sowjetunion und dem sogenannten 
„unipolaren Moment“ amerikanischer Hegemonie 
einsetzte (Kristensson 2021). Die liberale interna-
tionale Ordnung schien sich endgültig durchgesetzt 
zu haben, was Francis Fukuyama (1989) als „the 
end of history“ deutete. In der Abwesenheit der Sys-
temrivalität entfaltete sich der globale Geltungsan-
spruch der LIO in Gänze, was sich zum Beispiel in 
der Osterweiterung der NATO oder in der Mitglied-
schaft Chinas in der WTO (2001) äußerte. 

Durch die Assoziation illiberaler und autoritärer 
Regime mit der LIO verstärkten sich Legitima-
tionsschwierigkeiten. Schließlich konnte so ins-
besondere mit Blick auf China ein systematischer 
Gegenentwurf zu liberal-demokratischen Gesell-
schaftsmodellen an Stärke und internationaler Re-
levanz gewinnen (Mearsheimer 2019). Gewisser-
maßen begünstigte also die LIO Chinas Aufstieg, 
der nun erheblich zur Multipolarität auf internatio-
naler Ebene beiträgt. Inwieweit China die LIO tat-
sächlich herausfordert bleibt fraglich. Die Gründung 
der Asian Infrastructure Investment Bank (AIIB) 
und Chinas ambitioniertes Infrastruktur- und Wirt-
schaftsprogramm „Belt and Road Initiative“ deu-
ten zumindest an, dass China zunehmend selbst-
bewusst an einem Gegengewicht zur LIO arbeitet. 
Relativierend argumentiert John Ikenberry (2018), 
dass es China an globaler Strahlkraft mangelt, was 
in eine ähnliche Richtung geht wie die zuvor er-
wähnte Analyse von Joseph Nye (2015). 

Fraglich bleibt, ob Chinas Aufstieg einen transatlan-
tischen Schulterschluss auslöst. Die amerikanische 
Perspektive ist im Wesentlichen entlang geopoliti-
scher Großmachtrivalität ausgerichtet, während die 
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Europäische Union zwar eine gewisse Rivalität an-
erkennt, ohne allerdings die wirtschaftlichen Inter-
dependenzen mit China wirklich riskieren zu wollen. 
Tatsächlich ist die europäische Haltung von einiger 
Ambivalenz gekennzeichnet. Der unterschiedliche 
Umgang mit China darf als Bedrohung für die Vitali-
tät der LIO nicht unterschätzt werden. Offensicht-
licher ist die Bedrohung europäischer Sicherheit 
durch Russlands aggressive Außenpolitik, die sich 
in dem schrecklichen Angriffskrieg gegen die Uk-
raine äußert. Auch wenn die Ukraine weder Mitglied 
der EU noch Teil der NATO ist, markiert Putins Krieg 
eine eklatante Missachtung des Völkerrechts, die 
alle Europäer*innen direkt betrifft. Das katapultiert 
richtungsweisende Fragen in den Vordergrund: Wie 
sehr ist die Europäische Union wirklich bereit mehr 
für die eigenen Verteidigungskapazitäten zu tun? 
Wie nachhaltig und glaubhaft ist die von Bundes-
kanzler Olaf Scholz ausgerufene Zeitenwende in 
der deutschen Außenpolitik? Angesichts erster eu-
ropäischer Initiativen wie der Permanent Structured 
Cooperation (PESCO), werden europäische Positi-
onen zu den veränderten internationalen Machtver-
hältnissen entscheidend für Amerikas fortlaufende 
Rolle als Garant der LIO sein. Die transnationalen 
Netzwerke im transatlantischen Raum sowie die 
kulturell-historischen Verbindungsstränge können 
handfeste sicherheits- und wirtschaftspolitische Be-
denken von geopolitischen Ausmaßen seitens der 
USA nur bedingt überlagern. 

3. Quo Vadis liberale internationale 
Ordnung? 

Der Titel des Beitrags fragt, ob die LIO auf verlore-
nem Posten steht. Der Fokus auf die internen und 
externen Herausforderungen zeichnet ein pessimis-
tisches Bild. Allerdings gibt es Hoffnung: Die LIO ist 
ein durchaus widerstands- und anpassungsfähiges 
Konstrukt. Ihre Resilienz hat aus meiner Sicht drei 
Quellen, die auch der Vitalität transnationaler Netz-
werke zuträglich sein können. Erstens wird die LIO 
für ihre Erfolge in der Konfliktbewältigung sowie in 
der Bekämpfung von globaler Armut wertgeschätzt, 
was ihr global einen gewissen Vertrauensvorschuss 
ermöglicht. Eine vergleichbare Alternative mit ähnli-
cher Reichweite gibt es nicht (Ikenberry 2018). Zwei-
tens ist die LIO gekennzeichnet von internationalen 

Institutionen, komplexen Vertragswerken, ökonomi-
schen Interdependenzen und Pfadabhängigkeiten, 
die ihre Kontinuität auch in Krisenzeiten absichern. 
Sie bleibt also ein belastbarer Handlungsrahmen, 
weil sie noch immer Transaktionskosten senkt und 
reziprokes Vertrauen fördert, wenngleich sie an 
einem globalen Geltungsanspruch unter dem Ein-
druck interner und externer Herausforderungen 
kaum festhalten können wird (Flockhart 2020; Lake 
et al. 2021). Drittens steht trotz der herausgearbei-
teten internen Probleme kein Systemumbruch in 
den westlichen Demokratien vor der Tür, womit die 
LIO auch in Zukunft natürliche und einflussreiche 
Verfechter auf ihrer Seite haben wird. Auch wenn 
zu vermuten ist, dass ihr relativer Einfluss durch 
die beschriebenen Dynamiken beeinträchtigt wird, 
ist das nicht gleichbedeutend mit ihrem Abrutschen 
in die Bedeutungslosigkeit. Ihr Anspruch wird ver-
mutlich weniger global und bleibt insbesondere in 
Asien durch das chinesische Streben nach Macht 
herausgefordert. „It is tempting and sometimes too 
easy in periods of instability and change to raise the 
cry and shout, ‘The sky is falling!’ But we should 
also be attentive to the sources of persistence in 
the LIO […].” (Lake et al. 2021: 246). Transnationa-
le Netzwerke brauchen demokratische Verhältnisse 
und eine entsprechende internationale Ordnung als 
sicheren Hafen. Gleichzeitig fördern transnationale 
Kontakte interkulturellen Austausch und gegensei-
tiges Verständnis, was die LIO wiederum stützen 
kann. Die LIO wird intern wie extern wie nie zuvor 
herausgefordert, aber auf verlorenem Posten steht 
sie nicht. 

Fußnoten

1 Da die Literatur, die ich in diesem Beitrag referenziere, nicht 
in Gänze besprochen werden kann, lade ich die Leser*innen 
dazu ein, das Verzeichnis der verwendeten Literatur auch als 
Ausgangspunkt für die eigene Recherche entlang individueller 
Schwerpunkte und curricularer Bedarfe zu nutzen.  
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Einstige russisch-deutsche 
Beziehungen 

Firsova-Eckert (F.-E.): Liebe Sarah, seit der Invasi-
on am 24.Februar 2022 durch die russische Armee 
blickt die ganze Welt auf die Geschehnisse im Krieg 
in der Ukraine. Bevor wir uns konkret mit der Lage 
seit Februar auseinandersetzen wollen, würde ich 
gerne einmal auf die Zeit vor der Invasion zurück-
blicken: Wie würdest du die Beziehungen zwischen 
Russland und Deutschland bzw. Russland und Eu-
ropa in den letzten Jahren beschrieben? Würdest 
du eher dazu tendieren von russisch-deutschen 
Beziehungen, oder von russisch-europäischen Be-
ziehungen zu sprechen und wenn ja warum? Was 
waren prägende, historische Momente der Bezie-
hungen, die die Beziehung vor dem Russland-Uk-
raine Krieg manifestiert haben?

Pagung: Die Beziehungen zu Russland können als 
Konkurrenzsituation beschrieben werden. Dieser 
Wettbewerb umfasst sowohl die politische, ökono-
mische als auch kulturelle Dimension: Wir können 
eine Gegenüberstellung von demokratischen und 
liberalen Systemen in der EU und einem autoritä-

ren, illiberalen System in Russland beobachten. Die 
Wirtschaft ist in Russland zu einem deutlich höhe-
ren Maß staatlich gelenkt und der Politik unterge-
ordnet. Die kulturelle Konkurrenz, beispielsweise 
hinsichtlich gesellschaftlicher Werte, wird von rus-
sischer Seite zu Legitimationszwecken instrumen-
talisiert. Alle drei Bereiche dienen in Russland dem 
Machterhalt der regierenden Eliten. Diese beschrei-
ben den Teil der russischen Eliten, die das politi-
sche System und seinen Machtapparat stützen und 
gleichzeitig durch dieses ihre eigene Macht ausüben 
und ihre Ressourcen beziehen. Dieser Wettbewerb 
schloss bis dato jedoch nicht aus, dass es bereichs-
bezogene Kooperation gab. Dazu zählten die zivile 
Zusammenarbeit in der Arktis, wissenschaftliche 
Kooperation vor allem in der Raumfahrt sowie die 
Kooperation zivilgesellschaftlicher Akteure.

Deutsch-Russische und Europäisch-Russische 
Beziehungen stehen in einem Interdependenz-
verhältnis. Sie spiegeln letztlich die wachsende 
aber begrenzte Handlungsfähigkeit der EU in der 
Außenpolitik wider. Deutsche Außenpolitik gegen-
über Russland befindet sich in einem Spannungs-
verhältnis aus eigenen wirtschaftlichen Interessen 
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gegenüber Russland, dem deutschen Narrativ der 
Ostpolitik sowie der historischen Schuld gegen-
über Russland als Nachfolgestaat der Sowjetunion 
einerseits; sowie andererseits den Interessen und 
Verpflichtungen Deutschlands gegenüber der EU, 
ihren Staaten und den sowjetischen Nachfolge-
staaten abseits Russlands sowie der europäischen 
Sicherheitsordnung. Beide Feststellungen haben 
auch nach dem erneuten Angriff Russlands auf die 
Ukraine nicht ihre Gültigkeit verloren. Vielmehr hat 
sich die Konkurrenzsituation verschärft und wird 
nun verstärkt militärisch ausgetragen. Die Koope-
rationsmöglichkeiten schrumpfen deutlich. Dieser 
Wettbewerb ist insbesondere für die Ukraine aber 
letztlich auch für die russischen Machteliten zur 
existentiellen Frage geworden. Als prägende Ereig-
nisse nach dem Zerfall der Sowjetunion würde ich 
den Georgienkrieg, den Libyenkrieg sowie die Uk-
rainekrise nennen. Eine zentrale Bedeutung kommt 
der Rochade zwischen Dmitry Medvedev und Vla-
dimir Putin 2012 und den anschließenden Protes-
ten zu. Dies hat die Entwicklung einer aggressiven 
Innen- und Außenpolitik Russlands vorangetrieben. 
Die russischen Wahleinmischungen in westlichen 
Ländern hat die europäische und nordamerikani-
sche Politik maßgeblich geprägt. Grundsätzlich ist 
bei der Bewertung dieser Ereignisse immer die poli-
tische Instrumentalisierung bzw. Überformung zu 
beachten, die sie zur Rechtfertigung aktueller Politi-
ken nutzbar machen soll.

Die Lage heute

F.-E.: Nun wollen wir gerne auf die heutige Situa-
tion blicken. Würdest du kurz die aus deiner Sicht 
zentralen Ereignisse skizzierten, welche 2014 zur 
völkerrechtswidrigen Annexion der Krim und letzt-
endlich zum heutigen Kriegszustand in der Ukraine 
führten? 

Pagung: Sowohl die Annexion der Krim und der 
Krieg im Donbass als auch der erneute Krieg las-
sen sich aus der beschriebenen Konkurrenzsituati-
on zwischen Russland und dem „Westen“ erklären. 
Dieser wird in der russischen Perzeption zu einem 
umfassenden zivilisatorischen Konflikt, in dem die 
russischen Machteliten den russländischen Staaten 
(oder vielmehr ihre eigene Macht) bedroht sehen. 

Die Ukraine nimmt in diesem Konflikt eine zen-
trale Rolle ein. Die Zugehörigkeit der Ukraine zur 
Russischen Welt umfasst nicht nur den Hegemo-
nieanspruch, sondern ist auch Teil des russischen 
Selbstverständnisses als Großmacht. Die Ukraine 
spielt also nicht nur eine Schlüsselrolle für militä-
rische und politische Machtkalkulationen Moskaus, 
sondern auch für die Identitätsbildung Russlands 
selber.

Die Ereignisse, die zur Krimannexion geführt ha-
ben, müssen in diesem Licht betrachtet werden. 
Dazu gehört die Debatte um den NATO-Beitritt der 
Ukraine und die Absage Kiews an die Eurasische 
Wirtschaftsunion. Wesentlich für die Entwicklungen 
2014 war das anstehende Assoziierungsabkommen 
der Ukraine mit der EU im Jahr 2013. Moskau fürch-
tete eine Abkehr der Ukraine und damit ein Wegbre-
chen nicht nur der ökonomischer Ressourcen, der 
militär-strategischen Sicherheit und des politischen 
Einflusses, sondern sah sich auch in seinem impe-
rialen Selbstverständnis bedroht. 

Die Annexion der Krim sowie der folgende Krieg im 
Donbass diente der Erhaltung dieser Vorteile und 
des Selbstbilds. Das geschlossene Minsk II-Abkom-
men sollte aus Moskauer Sicht dazu dienen, mittels 
der Donbass-Republiken ein innen- und außenpoli-
tisches Vetorecht in Kiew zu installieren. Letztlich 
wurde eine Westbindung der Ukraine jedoch nicht 
verhindert, sondern ebenso wie die Festigung der 
Ukraine als eigene Nation verstärkt. Gleichzeitig 
wurde deutlich, dass der „Westen“ nicht bereit war, 
die russische Hegemonie in Osteuropa anzuerken-
nen, sondern seine Kooperation mit Kiew sowie 
oppositionellen Gruppen in Belarus oder Russland 
selbst aufrechterhielt. Das Scheitern diplomatisch-
politischer Instrumente (mit militärischer Unterstüt-
zung im Donbass und auf der Krim) führte zum Ent-
schluss Moskaus, die russische Hegemonie in der 
Ukraine militärisch herzustellen. 

Der russisch-ukrainische Krieg als 
Gegenstand der Politischen Bildung 

F.-E.: Der Angriffskrieg Wladimir Putins ist kein 
Krieg der nur auf ukrainischem Boden ausgetragen 
wird. Er war und ist ein Katalysator für weltweite 
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Handlungen. Weltweit solidarisieren sich Staaten 
mit der Ukraine und unterstützen sie mit Waffen-
lieferungen und finanziellen Mitteln. Die Reichweite 
dieses Krieges ist mittlerweile so groß, dass eine 
Beschäftigung mit diesem für die Politische Bildung 
unumgänglich ist, so müssen Politiklehrkräfte bereit 
sein, Schüler*innen/Jugendlichen verschiedene Di-
mensionen des Kriegs und die damit zusammen-
hängenden außen-und sicherheitspolitischen As-
pekte näherzubringen.Wo würdest du ansetzen um 
Schüler*innen/Jugendlichen nicht nur die aktuelle 
Lage in der Ukraine, sondern auch die prägenden 
historischen Ereignisse der Vergangenheit, die zu 
Eskalation beigetragen haben, näherzubringen? 
(geopolitisch, völkerrechtlich, diplomatisch, wirt-
schafts- und energiepolitisch).

Pagung: Den Schüler*innen sollte zunächst auf be-
hutsame, aber ehrliche Weise die Realität eines 
Krieges erklärt werden, die häufig hinter technisch 
erscheinenden Begriffen wie „Eskalation“, „militäri-
scher Intervention“ oder „humanitäre Katastrophe“ 
verschwindet. Hier können klassische Kriegsnarrati-
ve, wie der männlich konnotierte Heldenmythos oder 
die Rolle von Kriegsverbrechen zur Kriegsführung 
diskutiert werden. Das Erschließen der Ursachen 
für diesen Konflikt könnte einem Dreiklang folgen: 
Den Beziehungen zwischen Staaten, den Entwick-
lungen innerhalb von Staaten und der Rolle von 
Perzeptionen und Ideen. Der erste Aspekt umfasst 
die Struktur der europäischen Sicherheitsarchitek-
tur und ihrer gemeinsamen Verträge und Prinzipien 
sowie der Probleme der Durchsetzung, die diese 
unterliegen. Der zweite Aspekt beschreibt relevante 
innenpolitische Entwicklungen, beispielsweise hin-
sichtlich des politischen Systems sowie regierender 
Parteien und Gruppen. Der dritte und letzte Aspekt 
beschreibt die unterschiedliche Wahrnehmung von 
Ereignissen sowohl auf außenpolitischer als auch 
innenpolitischer Ebene. Schüler*innen können so 
erfahren, dass die gleichen Entwicklungen von ver-
schiedenen Gruppen abweichend betrachtet und 
gewertet werden können. Dies ermöglicht ein bes-
seres Verständnis, warum es zu Konflikten kommt. 
Beispielsweise könnte der Zerfall der Sowjetunion 
oder die Krimannexion in Gruppenarbeit aus rus-
sischer, ukrainischer und europäischer beleuchtet 
werden: Wie werden diese von der Mehrheit oder 
unterschiedlichen Interessengruppen bewertet? 

Welches Wertesystem bildet sich darin ab? Welche 
Vorstellung der Funktionsweise von internationalen 
Beziehungen wird sichtbar? Lehrkräfte können hier 
behutsam die jeweiligen familiären Erfahrungshori-
zonte der Schüler*innen einbeziehen.

F.-E.: Die Auseinandersetzung mit der aktuellen 
Lage ruft bei Schüler*innen und Jugendlichen auch 
sehr konkrete Ängste hervor: die Angst vor einem 
Krieg auf dem Boden Deutschlands im Falle des 
Eingreifens der NATO, die Angst vor einer atomaren 
Katastrophe, die Angst vor einem wirtschaftlichen 
Zusammenbruch Deutschlands. Welche Möglich-
keiten siehst du hier für Lehrkräfte diesen Ängsten 
zu begegnen und diese zu thematisieren?

Pagung: Die Ängste der Schüler*innen sind ver-
ständlich und nachvollziehbar. Angst wird durch 
eine Reihe von Faktoren bedingt, darunter das 
Gefühl des Ausgesetztseins in unverständlichen 
Situationen sowie der eigenen Machtlosigkeit da-
rin. Aus meiner Sicht lässt sich diesen vor allem 
mit zwei Mitteln begegnen: Rationalisierung und 
Selbstermächtigung. Mittels Rationalisierung soll 
den Schüler*innen Orientierung in der Krise gege-
ben werden. Beispielsweise könnten Szenarien für 
das Eingreifen der NATO gebildet werden: Unter 
welchen Umständen könnte sie intervenieren? Wie 
könnte dies konkret aussehen? Welche politischen 
Entscheidungsmechanismen müssen dazu ausge-
löst werden? Welche Akteure sind daran beteiligt? 
Anhand von historischen Vergleichen und State-
ments von Politiker*innen kann diesen Szenarien 
anschließend eine Wahrscheinlichkeit zugeordnet 
werden. Ziel ist es, die Sorgen der Schüler*innen 
ernst zu nehmen und aufzugreifen, ihnen ein bes-
seres Verständnis und damit Sicherheit zu geben 
und ihnen gleichzeitig das Risiko deutlich zu ma-
chen.

Das Mittel der Selbstermächtigung stellt eine Her-
ausforderung dar. Die Entscheidungen deutscher 
und europäischer Stakeholder sind nur sehr mit-
telbar durch den Einzelnen zu beeinflussen und 
Entscheidungen anderer Akteure in noch deutlich 
geringerem Maße. Trotzdem können Handlungsop-
tionen Deutschlands oder auch der EU in der Krise 
diskutiert werden. Im Zentrum steht hier nicht nur 
die Definition unterschiedlicher Ziele, sondern auch 



das Abwägen von Handlungsoptionen hinsichtlich 
ihrer Effektivität, Effizienz und der Rückwirkungen 
auf uns. Darüber hinaus können Schüler*innen zu 
politischen und gesellschaftlichen Engagement mo-
tiviert werden, beispielsweise mit der Teilnahme an 
Demonstrationen, das Schreiben eines Briefs an 
einen Abgeordneten. Den Schüler*innen kann so 
ein Instrument zur Selbstwirksamkeit an die Hand 
gegeben werden. 

F.-E.: Die russische Invasion hat der Europäischen 
Union, die in der Vergangenheit oftmals als zu fern 
von den Bürger*innen, zu bürokratisch und zu un-
demokratisch kritisiert wurde, eine neue Geschlos-
senheit und Mission gegeben. Europäische Eigen-
ständigkeit - sicherheitspolitisch, außenpolitisch, 
wirtschaftspolitisch - scheint nun das Gebot der 
Stunde zu sein. Inwiefern siehst du den Russisch-
Ukrainischen Krieg als identitätsbildend für die EU 
und ihre Bürger*innen? Sollte dieser Prozess durch 
die politische Bildung begleitet werden?

Pagung: Der Krieg scheint mir das Potential sowohl 
für unterstützende als auch abträgliche Prozesse 
für die Identifikation als EU-Bürger*in zu haben. 
Für mich ist es noch offen, in welche Richtung das 
Pendel ausschlägt. Es ist zudem möglich, dass 
sich diese Prozesse in unterschiedlichem Maße in 
verschiedenen Gruppen oder EU-Ländern vollzie-
hen. Für die Identitätsbildung ist das Othering, also 
das Bestimmen eines Anderen, konstituierend. Mit 
dem russischen Angriffskrieg auf die Ukraine und 
den massiven innenpolitischen Repressionen bie-
tet Russland hierfür eine Projektionsfläche. Ganz 
im Sinne der bereits dargestellten Konkurrenzsitu-
ation in der politischen, ökonomischen und kulturel-
len Dimension bietet Russland die Möglichkeit, die 
europäische Identität als liberale, demokratische 
und offene Gesellschaft zu festigen. Die Hand-
lungsfähigkeit der EU, beispielsweise im Bereich 
der Sanktionen, stützt diesen Prozess indem die 
EU als handelnder Akteur wahrgenommen wird, der 
diese Werte schützt. Politische Bildung kann die Bil-
dung europäischer Identität durch Othering aufgrei-
fen. Hier sollten neben den positiven Effekten einer 
europäischen Identifikation auch die negativen Fol-
gen des Othering betrachtet werden. Dies trifft ins-
besondere auf die Verbindung mit anti-slawischen 
Ressentiments zu.  

Die Wahrnehmung von Handlungsfähigkeit und 
Einigkeit wird jedoch nicht von allen Akteuren und 
Gruppen geteilt. Dies betrifft zum einen die bishe-
rigen EU-Politik gegenüber Russland, die als zu 
zögerlich wahrgenommen wurde, aber auch die 
aktuelle Politik der EU, die sich nicht zu einem Gas-
embargo durchringen kann. Die Handlungen der 
EU werden als bestimmt durch Partikularinteres-
sen einzelner Staaten, insbesondere Deutschland, 
oder wirtschaftlicher Akteure wahrgenommen. Hier 
besteht die Gefahr eines Vertrauensverlusts in die 
EU. Polen ist hierfür ein anschauliches Beispiel. 
Die Warnungen vor einer aggressiven und expan-
siven russischen Außenpolitik aus Warschau wur-
den in der EU und insbesondere in Deutschland 
nicht ausreichend ernst genommen. Dies bietet für 
die regierende rechtspopulistische PiS-Partei die 
Möglichkeit, nationale Identifikationsangebote mit 
anti-europäischen und anti-deutschen Narrativen 
zu verbreiten. Der Krieg bietet die Gelegenheit, die 
Identitätsbildung, ihre Ausprägungen und Bedin-
gungsfaktoren in verschiedenen EU-Ländern oder 
sozialen Gruppen in den Blick zu nehmen. Dies 
ermöglicht auch das Erfassen und Verstehen von 
unterschiedlichen Perzeptionen auf die EU.

F.-E.: Der Russland-Ukraine Krieg ist auch ein In-
formationskrieg. Russische Staatsmedien verbrei-
ten Falschinformationen über nahezu jeden Aspekt 
des Krieges, einige dieser Informationen scheinen 
auch auf deutschem Boden insbesondere über Te-
legram-Kanäle weiterverbreitet zu werden und trü-
ben so die Wahrnehmung der Lage und erschweren 
die Meinungsbildung. Wo siehst du einen Ansatz-
punkt Schüler*innen/Jugendlichen auch im Hinblick 
auf die Desinformationskampagnen die den Konflikt 
begleiten zu sensibilisieren und zur kritischen Aus-
einandersetzung zu befähigen.

Pagung: Der Krieg bietet eine gute Fallstudie um 
die Medienkompetenz der Schüler*innen zu stär-
ken. Sie können hier nicht nur das Erkennen von 
Desinformation erlernen, sondern auch deren Ziel-
setzung und Verbreitungsmechanismen ergründen.
Schüler*innen könnten zum Unterricht Aussagen 
oder Beiträge aus verschiedenen Medien mitbrin-
gen, die sie als fake news einstufen würden. An-
hand dieser können Kriterien zur Einschätzung 
von Informationen, wie Orientierung an Fakten und 
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Plausibilität, erarbeitet werden. Die Schüler*innen 
können hier lernen, wie man Autor*innen einschätzt 
und Informationen verifiziert. Ihnen kann zudem ein 
Verständnis für die Verbreitung und Zielsetzung von 
fake news vermittelt werden: Auf welchen Kanälen 
finden sich fake news? Welche Themen greifen die-
se auf? Wer verbreitet sie (weiter) und warum? 

Den Schüler*innen sollte dabei ein Verständnis für 
die politische und gesellschaftliche Dimension von 
Desinformation vermitteln werden. Letztlich dient 
deren gezielte Verbreitung zur Beeinflussung poli-
tischer Entscheidungsprozesse im Sinne der Emis-
sär*innen. Wichtig ist die Abgrenzung zum einen zu 
faktenbasierten Meinungsbeiträgen, die im Gegen-
satz zu fake news ein wesentlicher Bestandteil der 
öffentlichen Debatte sind und zum anderen zu nicht 
gezielten Falschnachrichten, die beispielsweise 
durch schlechte journalistische Standards entste-
hen.

Ein Blick in die Zukunft

F.-E.: Der letzte Kalte Krieg war klar als Krieg zwi-
schen Kapitalismus und Kommunismus zu charak-
terisieren. Bei dem Russisch-Ukrainischen Krieg 
sehen wir eher eine Spaltung der Welt in die der 
autoritären und demokratischen Staaten, welche in 
Wechselwirkung mit der Tendenz zur Solidarisie-
rung mit Russland oder der Ukraine steht. Siehst 
du die Gefahr eines dauerhaften Kalten Kriegs 

zwischen den autoritären und den demokratischen 
Staaten? Welche Allianzen hat dann noch Deutsch-
land, wenn z.B. 2024 in Amerika wieder Donald 
Trump zum amerikanischen Präsidenten gewählt 
wird?

Pagung: Es handelt sich aus meiner Sicht um ei-
nen Hegemonialkonflikt im internationalen System. 
Die Konfliktlinie verläuft zwischen Staaten, die die 
Hegemonie westlicher Demokratien und der damit 
verbundenen liberalen institutionalisierten interna-
tionalen Ordnung anerkennen und jenen, die dies 
nicht tun. Dies ist nicht gleichbedeutend mit einem 
Konflikt zwischen Autokratien und Demokratien. 
Autokratische Systeme können diese Hegemonie 
anerkennen ohne sie innenpolitisch umzusetzen, 
während Demokratien die Definitionsmacht westli-
cher Staaten im internationalen System nicht zwin-
gend anerkennen müssen. Zudem können Staaten 
je nach politischen Zielsetzungen und ökonomi-
schen Vorteilen Allianzen wechseln.

Kern des Konflikts ist die Auseinandersetzung um 
die Deutungshoheit in der internationalen Gemein-
schaft: Wie wird Demokratie definiert? Wie sieht 
Freiheit aus? Was sind Menschenrechte? Welche 
Grenzen hat staatliche Souveränität? Insbesonde-
re China und Russland formulieren eigene Inter-
pretationen und setzen diese westlichen Auffas-
sungen entgegen. Sie stellen die damit westliche 
Hegemonie, die sich nach dem Zusammenbruch 
der Sowjetunion bildete, in Frage. 

Ich gehe davon aus, dass dies der bestimmen-
de Konflikt der kommenden Jahre sein wird. Für 
Deutschland und die EU birgt dies eine Reihe 
von Risiken. Diese bestehen zum einen in der 
wirtschaftlichen Verflechtung mit Staaten, die die 
westliche Hegemonie nicht anerkennen. Die ener-
giepolitische Abhängigkeit Deutschlands von Russ-
land verdeutlicht dieses Dilemma. Wirtschaftliche 
Interdependenz gegenüber diesen Staaten wird 
von einen politischen Einflussinstrument zu einem 
wirtschaftlichen, politischen und gesellschaftlichen 
Risiko. Gleichzeitig besteht das Risiko, dass we-
sentliche Verbündete wegbrechen. Dies betrifft 
potentiell die USA bei einer Wiederwahl Trumps, es 
betrifft aber bereits jetzt Staaten wie Ungarn. 

„Den Schüler*innen sollte zunächst auf 
behutsame, aber ehrliche Weise die 
Realität eines Krieges erklärt werden, 
die häufig hinter technisch erscheinen-
den Begriffen wie 'Eskalation', 'militä-
rische Intervention' oder 'humanitärer 
Katastrophe' verschwindet. Hier kön-
nen klassische Kriegsnarrative, wie der 
männlich konnotierte Heldenmythos 
oder die Rolle von Kriegsverbrechen 
zur Kriegsführung diskutiert werden." 	

THEORIE & EMPIRIEPU01 / 2022 JG. 37

19



Die Folge daraus sind steigende Kosten für 
Deutschland: Militärisch zur Gewährleistung der 
Sicherheit, wirtschaftlich zur Bildung von Resilienz 
und Verringerung von Abhängigkeiten sowie die da-
raus folgenden gesellschaftlichen Kosten. Das Auf-
bringen und die Verteilung dieser Kosten wird auch 
innenpolitisch ein wesentliches Konfliktfeld mit sich 
bringen.

F.-E.: Wenn du eine Prognose wagen würdest, 
welche Zukunftsszenarien würdest du dann für die 
Deutsch-Russischen bzw. Deutsch-Europäischen 
Beziehungen prognostizieren? Werden wir uns 
weiter entfernen, oder gibt es eine Möglichkeit des 
Zusammenwachsens? Welche Bedingungen wären 
dafür zu erfüllen? 

Pagung: Eine Prognose für Russland ist unsiche-
rer denn je. Das Hoffen auf einen Coup d’État ist 
jedoch mehr Ausdruck der Ratlosigkeit seitens des 
„Westens“ als wahrscheinliches Szenario. Vielmehr 
binden die durch den Krieg und die Sanktionen 
schwindenden Ressourcen die Interessengruppen 
stärker an den russischen Staat. Er ist der Garant 
für politische und wirtschaftliche Stabilität sowie ge-
sellschaftliche Kontrolle und zudem der zentraler 
Verteilungspunkt für die Ressourcen. Wesentliche 
Ideen, wie der imperiale Gedanke und die Bedro-
hungsperzeption, werden von weiten Teilen der Eli-
te geteilt. Unter diesen Bedingungen erscheint mir 
ein erneutes Zusammenwachsen mit Russland als 
unwahrscheinliches Szenario.

Das System Putin hat sich mit der Entscheidung zum 
Angriff auf die Ukraine an den Erfolg des Hegemo-
nialstrebens und des imperialen Selbstverständnis-
ses gebunden. Eine haltbare Verhandlungslösung 
an deren Ende eine souveräne (Rumpf)-Ukraine mit 
einer Westintegration steht, ist daher mit den der-
zeitigen Machthaber*innen in Moskau nicht mög-
lich. Deutschland und die EU sollte sich daher auf 
einen langanhaltenden Konflikt auf politischer, öko-
nomischer und gesellschaftlicher Ebene einstellen. 
Dieser wird enorme Kosten in allen drei Bereichen 
mit sich bringen. Folge der Politik Russlands und 
der Sanktionen Europas ist zudem einen Abkopp-
lung Russlands, die auch wachsende Gräben zwi-
schen den Gesellschaften bedingen wird. 

Vielen Dank, Sarah Pagung! 

Hinweis: Dieses Interview wurde im Februar 2022 geführt 
und im April 2022 durch aktuelle Ereignisse ergänzt. 
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30. TAG DER POLITISCHEN
BILDUNG NIEDERSACHSEN

 - FACHTAG DER DVPB -

15. SEPTEMBER 2022 
FACHTAG IM FORUM DES 
NIEDERSÄCHSISCHEN LANDTAGES 
ADRESSE: AM MARKTE 8 / 30159 HANNOVER

09:00 - 16:00 UHR 
REGISTRIERUNG AB 08:30 UHR

FACHIMPULSE, WORKSHOPS & PODIUMSDISKUSSION MIT
LANDTAGSABGEORDNETEN 

Politische Bildung & 
die Landtagswahl 2022

Gefördert durchIn Kooperation mit

weitere Informationen auf www.dvpb-nds.de
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POLITIK-
DIDAKTIK

"Gerade vor dem Hintergrund fortwährender Herausforderun-
gen wie Populismus und Nationalismus und der dazugehörigen 
Narrationen erscheint es ratsam, im schulischen Kontext eine 
kritische Auseinandersetzung mit und Dekonstruktion von (Legi-
timations-)Erzählungen zu üben. Denn politische Bildung im Sin-
ne der Frankfurter Erklärung (2015, S. 2) bedeutet gerade, „Kon-
flikte und Dissens sichtbar zu machen und um  Alternativen zu 
streiten“. Hierbei sollte auch Europa keine Ausnahme bilden (...)."

								               Langer/Mönter, S. 44 





POLITISCHE LERNPROZESSE ZU 
TRANSNATIONALEN SOZIALEN 
BEWEGUNGEN

AM BEISPIEL DER KLIMABEWEGUNG 'FRIDAYS FOR 
FUTURE' 		

Heike Krösche/Thomas Stornig

1. Einleitung

Der Klimaschutz bildet einen zentralen europapoliti-
schen Schwerpunkt, doch trotz übergreifender Ziel-
formulierungen stehen die Verhandlungen mit den 
Mitgliedsländern um die konkrete Umsetzung vor 
großen Herausforderungen. Wurde der Stand der 
deutschen und europäischen Klimapolitik noch vor 
fünf Jahren als Sackgasse bewertet (Edenhofer & 
Jakob, 2017, S.9), verbinden sich mit der Rückkehr 
der USA zum Pariser Abkommen 2021 Erwartun-
gen an eine neue Dynamik in der internationalen 
Klimapolitik (Dröge & Schrader, 2021). Einen ent-
scheidenden Beitrag zur europäischen und globa-

len Klimapolitik leisten zivilgesellschaftliche Netz-
werke, indem sie die Öffentlichkeit und politische 
Entscheidungsträger*innen unermüdlich mit der 
„Notwendigkeit entschlossenen Klimahandelns“ 
konfrontieren (Simonis, 2017, S.226). Seit 2018/19 
nehmen die von der Klimabewegung Fridays for 
Future (FFF) organisierten transnationalen Pro-
teste in diesem Zusammenhang einen zentralen 
Stellenwert ein. Die mit der Organisation von FFF 
einhergehende transnationale Zusammenarbeit 
eignet sich als Lernanlass, weil das Thema bei Ler-
nenden große subjektive Betroffenheit hervorrufen 
kann (Calmbach et al., 2020). Darüber hinaus lässt 
sich die Analyse transnationaler sozialer Bewegun-
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gen und damit verbundener Strukturen, Akteur*in-
nen und Beziehungen sowie der eigenen Rolle von 
Lernenden und von Handlungsspielräumen mit den 
Kernaufgaben politikdidaktischen Handelns plausi-
bel verbinden.

Ziel des Beitrags ist es, am Beispiel von FFF die 
Bedeutung hochkomplexer transnationaler Be-
ziehungen für politische Lernprozesse deutlich zu 
machen. Zu diesem Zweck wird FFF zunächst als 
transnationale soziale Bewegung charakterisiert 
und eingeordnet. Daran anschließend wird anhand 
ausgewählter fachdidaktischer Prinzipien argumen-
tiert, dass FFF einen geeigneten Inhaltsgegenstand 
darstellt, um das komplexe, abstrakte Konzept der 
Transnationalität im Unterricht bearbeitbar zu ma-
chen.

2. Fridays for Future als 
transnationales Beziehungsgeflecht

2.1    Klimapolitisch aktive Zivilgesellschaft

Der anthropogen verursachte Klimawandel ist ein 
globales Phänomen, mit dessen Bewältigung eine 
umfassende gesellschaftliche Transformation ein-
hergeht, die eine internationale Klimapolitik notwen-
dig macht. Eine erfolgreiche Klimapolitik muss aber 
insgesamt fünf Ebenen einbeziehen: die interna-
tionale, europäische, nationale, subnationale bzw. 
kommunale und die individuelle Ebene (Edenhofer 
& Jakob, 2017, S.63). Dem letzten Bereich ist die 
klimapolitisch aktive Zivilgesellschaft zuzuordnen, 
die einen zentralen Stellenwert in der Klimadebatte 
einnimmt (Uekötter, 2019, S.12). Ein entscheiden-
der Impuls für die Genese der Klimabewegung ging 
vom vierten Sachstandsbericht des Weltklimarates 
(IPCC) aus dem Jahr 2007 und dem damit einher-
gehenden gesteigerten öffentlichen Interesse am 
Thema Klimawandel aus. In weiterer Folge nahm 
die Anzahl der klimapolitischen Akteur*innen und 
Initiativen deutlich zu (Garrelts & Dietz, 2013, S.15).

Die Klimabewegung ist eine sehr heterogene Er-
scheinung, die sich u.a. aus Nichtregierungsorgani-
sationen, transnationalen munizipalen Netzwerken 
und individuellen Akteuren zusammensetzt. Trotz 
unterschiedlicher Zielsetzungen und Forderun-

gen verstehen die Aktivist*innen den Klimawandel 
grundsätzlich als existenzielle Herausforderung, 
dem mit ambitioniertem Handeln begegnet werden 
muss. Ihr Beitrag zum Prozess der Politisierung des 
Klimawandels ist vielfältig: „sie produzieren eigenes 
Wissen, speisen Wissen in politische Prozesse ein 
oder kommunizieren Wissen etwa dadurch, dass 
sie es visualisieren […] und in politischen Kampa-
gnen […] einsetzen.“ (ebd., S.22). Während Mat-
thias Dietz (2010, S.6) den verschiedenen klima-
politischen Gruppen 2010 noch den Charakter einer 
transnationalen, sozialen Bewegung absprach, 
schätzten Garrelts und Dietz drei Jahre später 
(2013, S.16 und 22) das Mobilisierungspotential be-
reits als beachtlich, aber begrenzt ein und betrach-
teten die Charakteristika einer sozialen Bewegung 
als erfüllt.

2.2    Das Phänomen Fridays for Future

Fünf Jahre später entstand die Klimabewegung 
FFF, die aus den „Schulstreiks für das Klima“ der 
Aktivistin Greta Thunberg im Sommer 2018 vor 
dem schwedischen Parlament hervorgegangen ist. 
Übernommen wurde die Protestform des Schul-
streiks, d.h. gestreikt wird freitags während der 
Unterrichtszeit, was sich an die Tradition des zivilen 
Ungehorsams anlehnt (Teune, 2020). Das Haupt-
anliegen von FFF fokussiert sich auf die Einhaltung 
der Klimaziele des Übereinkommens von Paris aus 
dem Jahr 2015, insbesondere die Begrenzung der 
Erderwärmung auf 1,5 Grad Celsius, woraus sich 
das klare Profil der Bewegung ergibt. FFF ist eine 
Protestbewegung mit einer dezentralen Organisa-
tionsstruktur. Zu ihrem Selbstverständnis gehört die 
Unabhängigkeit von Parteien und Organisation, d.h. 
es besteht keine Bindung zu politischen, zivilgesell-
schaftlichen oder Nichtregierungs-Organisationen1.

Aus dem Unterrichtsboykott gewinnt die Bewegung 
ihre Kraft und das öffentliche, vor allem mediale In-
teresse. Ihre Dynamik verdankt sie somit, so Dieter 
Rucht (2019), einer „quasi-symbiotische[n] Bezie-
hung zu den Massenmedien“. Darüber hinaus beru-
hen der Mobilisierungserfolg und die mediale Reso-
nanz auf weiteren Faktoren wie einem hohen Anteil 
Jugendlicher, der ambivalenten medialen und poli-
tischen Reaktion zwischen Kritik und Zustimmung, 
der besonderen Dringlichkeit der Klimafrage und 
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Während Transnationalisierung als Konzept in 
den Sozialwissenschaften, insbesondere im 
Kontext der Migrationsforschung fest verankert 
ist (Nowicka, 2019), findet es in der Politikdidaktik 
bislang nur marginal Beachtung (Eis, 2020, 
S.224). In Abgrenzung zu „international“ bezieht 
sich „transnational“ auf grenzübergreifende 
individuelle und institutionelle Netzwerke, die von 
nichtstaatlichen Akteuren getragen werden. Ihren 
Ausgangspunkt haben transnationale Phänomene 
zwar in den Nationalstaaten, aber in weiterer 
Folge entfalten sie sich über die nationalen 
Grenzen hinweg (Nowicka, 2019). Entscheidend 
für die wachsende „Bedeutung transnationaler 
Dynamiken“ (della Porta & Parks, 2013, S.40) 
sind der anhaltende Prozess der Globalisierung 
und die damit einhergehende Erweiterung der 
technischen Kommunikationskanäle, die den 
grenzüberschreitenden Austausch vereinfachen. 
Für transnational handelnde Bewegungen wie 
FFF sind diese Kommunikationsmöglichkeiten 
entscheidend. Darüber hinaus sind sie eher 
dezentral organisiert und die Zusammensetzung 
ihrer Akteur*innen, die aus verschiedenen 
Ländern stammen, ist heterogen. Im Unterschied 
zu nationalen Bewegungen ist die gemeinsame 
Identität schwächer ausgeprägt und die Proteste 
zielen in erster Linie auf die internationale 
Ebene. Gemeinsam ist den Akteur*innen das Ziel 
grenzüberschreitender Veränderungen (Dietz, 
2010, S.10). FFF lässt sich somit sehr gut als 
transnationale Protestbewegung charakterisieren. 
Insbesondere in dem Selbstverständnis als 
unabhängige Organisation mit basisdemokratischer 
Ausrichtung und dem zentralen Anliegen, der 
weltweiten Einhaltung der Klimaschutzziele, 
finden sich die Merkmale transnationaler sozialer 
Bewegungen wieder.

3. Politikdidaktische Implikationen

3.1. Transnationale Beziehungen im Unterricht

Da politikdidaktische Ansätze danach fragen, „Wa-
rum, Wozu?“, „Was?“ und „Wie?“ gelernt werden 
soll (Hilligen, 1985, S.21), leiten diese Fragen auch 
die Planung von Unterricht. Im deutschsprachigen 
Raum herrscht Konsens über das Ziel der Förde-
rung politischer Urteils- und Handlungsfähigkeit 

der weltweit steigenden Zahl wetter- und 
klimabedingter Extremereignissen (ebd., S.4f.).	

2.3    Fridays for Future als transnationale 
soziale Bewegung

Die Bewertung zunächst der Klimabewegung 
insgesamt und dann von FFF im Besonderen als 
soziale Bewegung ist nicht immer konsensuell 
erfolgt. Ausgangspunkt ist das Konzept der sozialen 
Bewegung als Analyseinstrument für eine Politik 
„von unten“ (Teune, 2008, S.529). Lässt sich 
die allgemeine Definition sozialer Bewegungen 
als „kollektive und wirkmächtige Akteure, die 
gesellschaftliche Bedürfnisse aufgreifen“ (Dietz, 
2010, S.9) noch gut auf FFF anwenden, wird 
es bei einzelnen Merkmalen komplexer. Dazu 
zählen dauerhafte netzwerkartige Strukturen, 
eine kollektive Identität in Form von geteilten 
Werten und Einstellungen, Proteste als zentrales 
Ausdrucksmittel und der Wunsch nach einem 
grundsätzlichen sozialen Wandel (ebd.; Teune, 
2008, S.529). Weil die Aktivist*innen nicht das 
Ziel verfolgen, einen grundlegenden sozialen 
Wandel herbeizuführen, und damit ein Kriterium 
der Definition sozialer Bewegungen nicht erfüllen, 
charakterisierten Sommer et al. (2019, S. 39f.) FFF 
2019 noch als „eine politische Protestkampagne mit 
begrenzter sachlicher und zeitlicher Reichweite“. 
Ein Jahr später wird diese Einschätzung von 
Sommer und Haunss (2020, S.237) jedoch 
revidiert und die Entwicklung von vereinzelten 
Schüler*innenprotesten zu einer weltweiten sozialen 
Bewegung als Erfolgsgeschichte gewürdigt. Somit 
ist davon auszugehen, dass es sich bei Fridays for 
Future mittlerweile um ein strukturell gefestigtes 
Netzwerk handelt, das auf längere Sicht Bestand 
haben wird, denn „Fridays for Future ist gekommen, 
um zu bleiben.“ (Haunss et al., 2020, S. 9) Darüber 
hinaus hat sich die Bewegung im Zuge des Ukraine-
Krieges breiter politisch positioniert, was sich u.a. 
an dem Slogan ablesen lässt: „Klimapolitik ist 
Friedenspolitik!“2.

Grenzüberschreitende Mobilität, Koordination 
und Kommunikation (Hokamp, 2020) sind zudem 
Voraussetzung für die seit dem 15. März 2019 
mehrmals im Jahr stattfindenden globalen 
Protesttage, sodass sich FFF als transnationale 
soziale Bewegung charakterisieren lässt. 

THEORIE & EMPIRIE PU 01 / 2022JG. 37

26



nem.“ Im Zentrum steht der Gedanke, dass aus der 
tiefgründigen Auseinandersetzung mit einem Fall 
Wissen und Kenntnisse bezogen werden, die auf 
andere ähnlich gelagerte Phänomene übertragen 
werden können.

Es ist anzunehmen, dass FFF als ausgewähltes 
Beispiel im Unterricht untersucht werden kann, um 
über transnationale soziale Bewegungen zu ler-
nen. Um die Bedeutung und Merkmale eines da-
mit verbundenen politischen Handelns greifbar zu 
machen, wird eine exemplarische Auseinander-
setzung mit der Organisation, den Strategien, Ak-
tivitäten, räumlichen Bezügen und Verflechtungen 
dieser Bewegung mit unterschiedlichen Politik-
ebenen vorgeschlagen. Bemerkenswert erscheint 
an FFF die Fähigkeit zur internationalen Koordi-
nation und Mobilisierung trotz Fehlens einer zent-
ralen Struktur (Haunss et al., 2020, S.11). Dieses 
spezifische Merkmal, an dem sich transnationale 
Beziehungen und Wechselwirkungen anschaulich 
aufzeigen lassen, gilt es im Unterricht zu fokussie-
ren. Organisation, Strategien und Aktivitäten der 
Bewegung sind das Ergebnis eines von modernen 
Kommunikationstechnologien gestützten globalen 
Austauschprozesses. Trotz hoher innerer Hetero-
genität, bedingt etwa durch dezentrale und vielfäl-
tige Organisationsstrukturen, wird das Handeln von 
FFF von einer kollektiven Identität getragen (ebd., 
S.12). Angesichts des gemeinsamen Ziels (Begren-
zung der Erderwärmung), das nur durch globale Zu-
sammenarbeit zu erreichen ist, bildet diese Identi-
tät das Bindeglied für eine transnational agierende 
soziale (Graswurzel-)Bewegung. Dem exempla-
rischen Prinzip zufolge gilt es, diese Aspekte, die 
FFF handlungsfähig macht, im Unterricht tieferge-
hend zu analysieren, um Transnationalität als Merk-
mal global agierender sozialer Bewegungen und als 
Konzept zu verstehen.

3.3. Problemorientierung

Ein weiteres für das vorliegende Beispiel relevantes 
Prinzip ist die Problemorientierung, die in der poli-
tischen Bildung eine doppelte Begründung erfährt. 
Sie sieht vor, dass Unterricht einerseits inhaltlich 
auf die Behandlung politischer Probleme fokussiert, 
andererseits methodisch so strukturiert ist, das pro-
blemlösendes Handeln der Lernenden möglich wird 

und dem hierzu nötigen Aufbau von Konzeptwissen 
(Sander, 2022, S.128). Dies schließt ein analyti-
sches Verständnis relevanter politisch-gesellschaft-
licher Phänomene mit ein, um politische Wirklichkeit 
fassbar zu machen. Nachdem transnationale Bezie-
hungen als bedeutsame Erscheinungen gegenwär-
tiger Gesellschaften identifiziert wurden, müssen 
diese auch als wichtiger Lerngegenstand begriffen 
werden. Transnationale Beziehungsgeflechte sind 
als relevantes Konzept zu denken. Angesichts ihrer 
Komplexität, Verschiedenartigkeit und Abstraktheit 
lässt aber gerade die Frage nach dem „Wie?“ pra-
xisbezogene Herausforderungen für den Unterricht 
augenscheinlich werden. Es gilt Wege aufzuzeigen, 
wie transnationale Beziehungen in Unterrichtssitua-
tionen bearbeitet und dadurch begreifbar gemacht 
werden können. Angenommen wird, dass FFF ein 
inhaltlich angemessenes Beispiel für transnationa-
les politisches Handeln darstellt, das sich aus poli-
tikdidaktischer Perspektive schlüssig begründen 
lässt. Letzteres geschieht an dieser Stelle unter Be-
zugnahme auf ausgewählte fachdidaktische Prinzi-
pien.

Fachdidaktische Prinzipien leiten ganz allgemein 
die Planung und Gestaltung von Unterricht, indem 
sie helfen, Unterrichtsziele, -inhalte, -methoden und 
-medien zu begründen (Detjen, 2013, S.319). Sie 
vermitteln zwischen der Sache und dem Lernen der 
Schüler*innen und eröffnen dabei unterschiedliche 
Möglichkeiten zur Strukturierung des Unterrichts 
(vgl. Reinhardt, 2020, S.207). In Bezug auf das vor-
liegende Beispiel bieten drei zu erörternde fachdi-
daktische Prinzipien die Argumentationsgrundlage: 
das exemplarische Lernen, die Problemorientierung 
und die Subjektorientierung.

3.2. Exemplarisches Lernen

Das exemplarische Lernen beruht auf der Einsicht, 
dass Unterricht aus pragmatischen Gründen aus 
der Vielzahl möglicher Inhalte eine wohlüberlegte 
Auswahl zu treffen hat (Petrik, 2013, S.42). Wie 
Tilmann Grammes (2022, S.240) aufzeigt, spie-
gelt sich in diesem Prinzip eine spezifische Rela-
tion wider, bei der „es immer um ein Verhältnis der 
didaktischen Repräsentation geht: von Konkretem 
und Abstraktem, von Anschauung und Begriff, von 
Beispiel/Fall und Prinzip/Regel/Gesetz/Allgemei-
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(Goll, 2022, S.223). Inhaltlich ergibt sich der Bezug 
auf das Problemhaltige schon von daher, dass das 
Politische, das im Zentrum politischer Bildung steht, 
selbst immer das Umstrittene, noch nicht Ausgehan-
delte darstellt (vgl. Böckenförde, 2005), ferner auch 
durch die besondere Bedeutung einer Auseinander-
setzung mit existenziellen Problemen der Mensch-
heit (Hilligen, 1991). Mit der Orientierung an politi-
schen Problemen ist die Zielvorstellung verknüpft, 
dass Lernende Problembewusstsein gewinnen. Für 
diese inhaltliche Ausrichtung sprechen auch lern-
theoretische Argumente, da problemhaltige Situa-
tionen an sich als motivationsfördernd gelten (vgl. 
Steger, 1988, S.60). In methodischer Hinsicht be-
deutet Problemorientierung, dass Lernumgebungen 
so eingerichtet sind, dass Lernende eigenständig 
und kooperativ arbeiten, dabei Problemlösungs-
strategien erproben und weiterentwickeln, während 
die Lehrperson in die Rolle der Begleiter*in rückt. 
Ziele betreffen diesbezüglich die Erweiterung me-
thodischer Fähigkeiten und die Förderung problem-
lösenden Denkens (Detjen, 2013, S.330).

Der Bezug zu existenziellen Problemen der Mensch-
heit, zu denen aus politikdidaktischer Sicht die Um-
weltzerstörung (Hilligen, 1991) zählt, liegt beim 
Beispiel FFF auf der Hand. Dass globale Probleme 
globale Lösungen benötigen und dass von daher 
auch Unterricht sich mit diesen für die Menschheit 
elementaren Fragen zu beschäftigen hat, dürfte bei 
den meisten Schüler*innen auf Zustimmung treffen. 
Problemorientierung kann im Unterricht z.B. ge-
fördert werden, wenn Schüler*innen die Rolle von 
FFF-Aktivist*innen einnehmen und mögliche Hand-
lungsstrategien analysieren: Wie können (Medien-)
Öffentlichkeiten auf unterschiedlichen Ebenen (lo-
kal, regional, national, global) erreicht werden? 
Gerade am Beispiel massenmedialer Berichterstat-
tung, ohne die FFF in der vorliegenden Form nicht 
denkbar wäre (Haunss et al., 2020, S.13), zeigen 
sich transnationale Bezüge, wenn Medien über glo-
bal koordinierte Aktionen verschiedener FFF-Grup-
pen (z.B. einen spezifischen Klimastreik) berichten.

3.4. Subjektorientierung

Bevor im Hinblick auf die Methodik problemorientier-
te Möglichkeiten andiskutiert werden, gilt es anhand 

des Prinzips der Subjektorientierung die Argumen-
tationsgrundlage für FFF als Beispiel für ein trans-
nationales Netzwerk zu erweitern. Dieses oft auch 
als Schüler*innen- oder Adressat*innenorientierung 
bekannte Prinzip fordert dazu auf, die Lernenden in 
den Mittelpunkt des Unterrichtsgeschehens zu rü-
cken. Politische Bildung hat im Interesse der Schü-
ler*innen zu stehen, von daher deren subjektive 
gesellschaftliche Lage und Interessen, Lebens- und 
Erfahrungswelt sowie kognitive Voraussetzungen 
und Politikvorstellungen zu berücksichtigen (vgl. 
Schmiderer, 1977). Bei diesem Prinzip greifen de-
mokratie- und lerntheoretische Argumente ineinan-
der: Einerseits hat politische Bildung Lernende als 
Bürger*innen mit Rechten und subjektiven Interes-
sen anzuerkennen. Andererseits ist dies auch aus 
lernpsychologischer Sicht notwendig (Holzkamp, 
1993), da Lernen ein individueller Prozess ist, der 
von der aktiven Steuerung der lernenden Subjek-
te abhängt (Haarmann & Lange, 2013, S.22). Wie 
innerhalb der Politikdidaktik vor allem der Bürger-
bewusstseins-Ansatz betont, muss Unterricht da-
her die individuellen Konzepte von Schüler*innen 
als Ausgangspunkt begreifen und Anreize zu deren 
Weiterentwicklung anbieten (ebd., S.27).

Da die Klimaproblematik sehr stark die subjektive 
Betroffenheit vieler Jugendlicher anspricht und viele 
auch zum politischen Engagement motiviert (Albert 
et al., 2019; Heinzlmaier, 2019), eröffnet das Bei-
spiel FFF eine Möglichkeit für einen Unterricht, der 
an den Interessen vieler Schüler*innen anknüpft. 
Dem komplexen Konzept der Transnationalität 
kann somit anhand des Phänomens einer sozialen 
Bewegung begegnet werden, die aus der Perspek-
tive vieler Kinder und Jugendlicher mit dem Umwelt- 
und Klimaschutz eines der wichtigsten gesellschaft-
lichen Probleme in den Fokus rückt (BMU, 2020). 
Eine Studie des deutschen Bundesministeriums 
für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 
(BMU) und des Umweltbundesamtes (UBA) unter 
14- bis 22-Jährigen aus dem Jahr 2019 ergab zu-
dem, dass 80 % der Befragten FFF kennen und 
sich 23 % von ihnen an den Klimastreiks beteiligen 
(ebd.). Damit liegen bei der Lerngruppe Einstellun-
gen und konkrete Erfahrungen vor, die eine Grund-
lage für die Auseinandersetzung mit der Thematik 
FFF als transnationale soziale Bewegung bilden.
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3.5. Methodische Überlegungen

Welche methodischen Vorschläge bieten sich 
nun an, damit Schüler*innen am Beispiel von FFF 
über transnationale Politik lernen? Im Vordergrund 
könnten unterschiedliche Formen eigenständiger 
Recherche stehen, die das Wesen von FFF als 
(transnational geprägte) soziale Bewegung und 
deren Handeln in den Blick nehmen. Um die trans-
nationale Verflechtung zu erfassen, müssen Unter-
richtsmedien angeboten werden, die diese Dimen-
sion erkennbar machen. Hier liegt die Arbeit mit der 
internationalen Website (fridaysforfuture.org) nahe, 
die sichtbar macht, dass die Bewegung weltweit ak-
tiv ist und ihr Handeln koordiniert. In verschiedenen 
Rubriken werden globale Klimastreiks aufgelistet, 
Orte, an denen Aktionen stattfinden, auf einer Welt-
karte visualisiert und in Tabellenform die Anzahl 
an Aktivitäten pro Land dokumentiert. Die Rubrik 
social media enthält aktuelle Beiträge von global 
agierenden Ortsgruppen. Schüler*innen könnten 
ausgewählte Aspekte bearbeiten und beispiels-
weise durch Mindmapping Beziehungen zwischen 
Initiativen, Politikebenen, Ländern usw. darstellen. 
In weiterer Folge bietet es sich an, dass Lernen-
de über eine Medienanalyse auch zu den Wirkun-
gen bestimmter Aktivitäten von FFF recherchieren. 
Wenn internationale Medien über eine koordinierte 
Aktion wie den Klimastreik am 25. März 2022 be-
richten, dann werden zugleich spezifische Aktionen 
auf lokaler Ebene und deren globale Verbindungen 
sichtbar, ferner dass dieses vernetzte transnationa-
le Engagement weltweit öffentliche Aufmerksamkeit 
erhält (McGrath &Young; Tagesschau; USA Today 
am 25.3.2022). Schüler*innen können zudem über 
die Organisation selbst, die Beweggründe von Ak-
tivist*innen und deren transnationale Verbindun-
gen lernen, indem sie sich mit Berichten oder wis-
senschaftlichen Studien, zu denen übersichtliche 
Kurzfassungen vorliegen, beschäftigen (Sengupta, 
2022; Sommer et al., 2019, S.34-29). Eine vertiefte 
Form der Auseinandersetzung etwa mit Strategien 
von FFF bieten Sozialstudien und Interviews mit 
jungen Aktivist*innen, Expert*innen und Lokalpoli-
tiker*innen. Gerade letztere sollten angesichts der 
großen Aufmerksamkeit für Klimafragen einer Be-
gegnung mit Schüler*innen aufgeschlossen sein.

4. Fazit

FFF erscheint als ein anschauliches Beispiel für po-
litische Lernprozesse zu transnationalen sozialen 
Bewegungen. Die Klimabewegung erfüllt insofern 
inhaltliche Ansprüche an das Konzept der Trans-
nationalität, als sie exemplarisch aufzeigt, wie lokal 
oder regional verortete Akteur*innen als Teil eines 
Netzwerks und einer sozialen Bewegung innerhalb 
eines Politikfeldes unterschiedliche Politikebenen 
(lokale, regionale, internationale, globale Ebene) 
in einem komplexen Wechselspiel ansprechen und 
miteinander in Beziehung setzen. Im Angesicht der 
Klimakrise als der großen Herausforderung des 
21. Jahrhunderts ist das Engagement dieser Be-
wegung überaus wichtig, indem sie zur globalen 
Bewusstseinsbildung beiträgt und Druck auf poli-
tische Akteur*innen ausübt. Diese Bedeutung ist 
auch den meisten Schüler*innen bewusst, weshalb 
es unschwer zu vermitteln ist, warum sich politische 
Bildung diesem Inhaltsgegenstand zu widmen hat. 
Transnationalität stellt in einer globalisierten Welt 
ein wichtiges Wesensmerkmal sozialer Bewegun-
gen dar. Am Beispiel von FFF ist es möglich, dieses 
abstrakte Konzept im Unterricht nachvollziehbar zu 
machen, für Analysen zu verwenden und dabei den 
politikdidaktischen Anforderungen des exemplari-
schen Lernens, der Problem- und Subjektorientie-
rung Rechnung zu tragen.

Fußnoten

1 Vgl. die Homepage von FFF Austria: https://fridaysfor-

future.at/ueber-uns (Zugriff: 13.04.2022).	  
2 Vgl. die Homepage von FFF Austria: https://fridaysforfuture.at/ 

(Zugriff: 10.05.2022).
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EUROPA UND ICH  

VORSCHLAG FÜR EINEN TRANSNATIONALEN 
ANSATZ POLITISCHER EUROPABILDUNG

Philipp Klingler/Fabian Welsch 

	
1. Einleitung

Im Oktober 2020 wurde der Beschluss der Kul-
tusministerkonferenz zur „Europabildung in der 
Schule” (KMK 2020), der erstmalig 1978 erschien, 
aktualisiert. Die Kultusministerkonferenz (KMK) for-
muliert darin das Ziel der Europabildung wie folgt:

„Ziel der pädagogischen Arbeit an Schulen ist 
es, die Europakompetenz, d.h. neben euro-
pabezogenen Kenntnissen vor allem inter-
kulturelle Kompetenz, Partizipations- und 
Gestaltungskompetenz sowie Mehrspra-
chenkompetenz, bei Kindern und Jugendli-
chen zu fördern und somit das Bewusstsein 
einer europäischen Identität als Ergänzung 
zu den lokalen, regionalen und nationalen 
Identitäten zu ermöglichen.“ (KMK, 2020, S. 
5)

Dem Fachunterricht Politische Bildung wird dabei 
neben der Förderung politischer Kompetenzen 
im engeren Sinne (beispielsweise der politischen 

Urteils- und Handlungskompetenz) auch die Aus-
einandersetzung mit einer europäischen Identität 
zugeschrieben (KMK, 2020, S. 9). Wie diese Zie-
le indes zu erreichen sind, ist nicht eindeutig ge-
klärt. Welches Europabild hinter diesen Zielen liegt, 
ist dabei von zentraler Bedeutung. Aufgrund eines 
engen Politikbegriffs wird häufig auf die Europäi-
sche Union (EU) für die politische Bildung als Be-
zugspunkt formuliert (Oberle, 2020). Immerhin be-
stimmen europäische Politiken – je nach Politikfeld 
– erheblich auch die Politiken der Mitgliedsstaaten 
(Töller, 2014). Damit wird auch ein Europabild in 
das Zentrum von Fachunterricht gerückt, das von 
dem naheliegenden, aber für politische Bildungs-
prozesse recht folgenlosen geographischen Ver-
ständnis von Europa als Kontinent abrückt. Europa 
zeichnet sich aber darüber hinaus auch als eine 
historisch verbundene Kulturgemeinschaft (Sander, 
2004), die transnational Praktiken und Werte teilt, 
aus. Europa als Gemeinschaft, auch in Gestalt der 
EU, konstituiert sich so über – bisweilen umkämpfte 
– Werte: „Es ist nicht die Geographie, sondern der 
gemeinsame Wille zu Rechtsstaatlichkeit, Demo-
kratie und Menschenrechten, was das Fundament 
des Zusammenlebens ausmacht, das die europäi-
sche Kultur im Namen aller Europäer definiert.“ 
(Meyer 2004, S. 169) 

Das Verständnis von Europa prägt maßgeblich die 
Perspektive der politischen Bildung. Je nachdem ist 
daher zwischen Europabildung, die an einen offe-
nen und dynamischen Europabegriff, der kulturelle, 
geographische und historische Aspekte umfasst, 
anknüpft, von politischer Europabildung zu diffe-
renzieren. Politische Europabildung im weiteren 
Sinne schließt neben politischen auch gesellschaft-
liche, ökonomische und historische Aspekte des 

"Transnationale politische Europa-
bildung orientiert sich an den Kern-
fragen menschlichen Zusammen-
lebens (Sander, 2013, S. 185ff.), 
indem sie die Lebenswelten der Kin-
der und Jugendlichen mit diesen ver-
knüpft und auf ihre transnationalen 
Verflechtungen, Überschreitungen 
und Überlappungen hin hinterfragt."  
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europäischen Integrationsprojekts ein. Politische 
EU-Bildung bzw. politische Europabildung im en-
geren Sinne hingegen fokussiert eindeutiger die 
politischen Willensbildungs- und Entscheidungs-
prozesse in Europa, allen voran die EU als Gegen-
stand, und die Förderung politischer Kompetenzen 
(Oberle, 2020). Gleichwohl besteht ein starker Zu-
sammenhang zwischen den Bildungszielen dieser 
Ansätze. Interkultureller Austausch und sprachliche 
Fähigkeiten sind als Voraussetzungen für die Kons-
tituierung einer europäischen Öffentlichkeit, deren 
Fehlen häufig als Achillesferse der europäischen 
Integration gesehen wird (Ruiz-Soler, 2017). Nur 
durch die transnationale Verständigung kann sich 
langfristig auch eine politische Kultur auf europäi-
scher Ebene entwickeln.

In diesem Beitrag möchten wir skizzieren, inwiefern 
ein transnationaler Ansatz politischer Europabil-
dung diese ‚Zwischenräume‘ adressiert und an poli-
tische Fragen des Zusammenlebens im engeren 
Sinne anschließt, ohne dabei soziale Praktiken zu 
ignorieren oder entpolitisiert zu thematisieren.

2. Europa als transnationale 
Gemeinschaft

Transnationalisierung zeigt sich in grenzüberschrei-
tenden Zugehörigkeitsgefühlen, kulturellen Ge-
meinsamkeiten, Kommunikationsverflechtungen, 
Arbeitszusammenhängen und in der alltäglichen Le-
benspraxis (Pries, 2015, S. 44). Transnationalisie-
rung beschreibt – anders als Supranationalisierung 
– nicht politische Institutionen in ihrer Verflechtung, 

sondern „starke und dauerhafte gesellschaftliche 
Verflechtungen, die in mehreren Flächenräumen 
verankert sind und kein klares Zentrum-Periphe-
rie-Verhältnis aufweisen“ (Pries, 2015, S. 133). Es 
wird betont, „dass Menschen, soziale Gruppen, 
Netzwerke, Gemeinschaften und Organisationen 
häufig über die Grenzen souveräner Staaten hin-
weg agieren“ (Faist et al., 2014, S. 12). Beispiele 
hierfür sind in den Praktiken transnationaler Fami-
lien oder auch Unternehmen und Nicht-Regierungs-
organisationen (NGOs) zu finden. Gleichwohl sind 
Transnationalisierungsprozesse von (nationalen) 
Politiken, etwa im Bereich Migrationspolitik sowie 
durch globale Ereignisse, wie etwa der digitalen 
Vernetzung, geprägt. Migration, aber auch digitale 
Plattformen wiederum lassen „lokale Normen und 
Werte […] zirkulieren und miteinander […] inter-
agieren“ (Nowicka, 2019, S. 106).  Während der 
Begriff Transnationalisierung den Prozesscharak-
ter hervorhebt, beschreibt Transnationalismus die 
Strukturperspektive und hat sich als Terminus für 
ein Forschungsprogramm etabliert hat, welches 
den in den Sozialwissenschaften sehr verbreite-
ten methodologischen Nationalismus überwinden 
möchte (Pries, 2015, S. 44). Dieser betrachtet die 
Nationalstaaten als Bezugseinheiten für die Unter-
suchung der menschlichen Lebenszusammenhän-
ge. Dagegen nimmt der Transnationalismus – im 
engeren Sinne – vor allem solche Sozialphänome-
ne und sozialen Beziehungen in den Blick, „die sich 
über mehrere lokale Einheiten in unterschiedlichen 
Nationalgesellschaften hinaus erstrecken, die rela-
tiv dauerhaft sind und vergleichsweise dichte Inter-
aktionen beinhalten” (Pries, 2010, S. 10). Damit 
sind nicht nur migrationsbedingte Austauschbezie-
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hungen gemeint, sondern auch „relativ immobile 
Personen oder Organisationen, die über Grenzen 
hinweg kommunizieren und Denkweisen und Wa-
ren austauschen“ (Faist et al., 2014, S. 19). Durch 
diese Prozesse werden auch die Identitäten der 
Menschen angesprochen, die nicht nur durch ganz 
konkrete, sondern auch durch symbolische und 
subjektive Handlungen konstituiert werden (Faist 
et al., 2014, S. 44). Europa als politische Gemein-
schaft ist, ähnlich wie die Nationalstaaten, „abhän-
gig von gemeinsamen Identitätselementen und da-
mit Bedeutungszuschreibungen“ (Faist et al., 2014, 
S. 134)1. Zentral hierbei ist beispielsweise eine ge-
meinsame Denkweise über Menschenrechte oder 
Solidarität. Europa ist heute nicht nur geprägt von 
dem politischen Integrationsprojekt, sondern auch 
von darüber hinausgehenden, grenzüberschreiten-
den Beziehungen zwischen Menschen und nicht-
staatlichen Institutionen (Kehrbaum, 2012, S. 35). 
Dies führt zur Frage, welche Konsequenzen diese 
Realität für eine (politische) Europabildung hat.

Wir möchten argumentieren, dass Transnationali-
sierung auf mindestens zwei Ebenen für politische 
Bildungsprozesse relevant ist: Zum einen (1) be-
einflussen Transnationalisierungsprozesse die Ad-
ressierung der Schüler*innen als Subjekte, da viele 
bereits in mehr oder weniger deutlichen transnatio-
nalen Beziehungen stehen. Zum anderen (2) beein-
flussen Transnationalisierungsprozesse den Lern-
gegenstand Europa, der bisher häufig aus einer 
nationalstaatlichen Position heraus vermittelt wird.

2.1 transnational geprägte Lebenswelten  

Magdalena Nowicka weist darauf hin, dass das 
Konzept der Transnationalisierung gerade dazu auf-
fordere, sich „mit angemessenen Repräsentationen 
transnationaler Biographien, Erfahrungen, Identitä-
ten und Kulturproduktionen“ (Nowicka, 2019, S. 46) 
zu beschäftigen. Die transnational geprägten Le-
benswelten der Schüler*innen lassen sich mit der 
Mikroebene des Transnationalismus nach Pries in 
Verbindung bringen. Auf dieser Ebene bezieht sich 
Transnationalismus „etwa auf die Haushalte von 
Migrantenfamilien, die über längere Zeiträume und 
über Ländergrenzen hinweg sehr intensive Bezie-
hungen pflegen“ (Pries, 2015, S. 13). Eine grund-
legende Beobachtung ist, dass Migrant*innen ihre 

Kontakte mit den Herkunftsländern und -gemein-
schaften für gewöhnlich nicht abbrechen, wenn 
sie sich in anderen Ländern niederlassen (Faist et 
al., 2014, S. 17). Dies zeigt sich zum Beispiel an 
persönlichen Kontakte in die Herkunftsländer, die 
durch regelmäßiges Telefonieren, über die Kom-
munikation auf sozialen Netzwerken oder Besuche 
gepflegt werden, dem Verfolgen von politischen 
Vorgängen und gesellschaftlichen Entwicklungen 
in den Herkunftsländern, dem Überweisen von 
Geldern und dem Hin- und Herwechseln zwischen 
Orten aufgrund der Arbeitssituation oder Saisonar-
beit. Gleichzeitig sind aber auch Lebenswelten von 
Schüler*innen ohne Migrationsgeschichte denkbar, 
die dennoch transnational geprägt sind: Durch Part-
nerschulen, Austauschprojekte oder Praktika im 
Ausland können länderübergreifende Kontakte und 
Freundschaften entstehen. Außerdem können sich 
Schüler*innen in sozialen Netzwerken über Länder-
grenzen hinweg austauschen und kommen dort mit 
transnational bedeutsamen Themen und Diskursen 
(wie beispielsweise durch den Hashtag #BlackLi-
vesMatter oder in der europäischen Debatte um 
Uploadfilter) in Berührung. Dennoch werden trans-
national geprägte Lebenswelten von Schüler*innen 
schulisch bisher selten berücksichtigt (Hahn, 2020, 
S. 260). Transnationale Ansätze schaffen Räume, 
um Schüler*innen die Reflexion ihrer eigenen, bis-
weilen hybriden Identitäten zu ermöglichen (Di Ste-
fano & Camicia, 2018) und diese in europäische 
Kontexte einzuordnen.

2.2 Lerngegenstand Europa

Gleichzeitig beeinflussen Transnationalisierungs-
prozesse auch den Lerngegenstand 'Europa’ an 
sich. Transnationale Konzerne gewinnen an Ge-
wicht gegenüber Nationalstaaten, die in ihren 
nationalen Regulierungsrahmen den globalen 
Verstrickungen dieser Konzerne nur wenig entge-
genzusetzen haben (Nölke, 2010). Internationale 
Nicht-Regierungsorganisationen (INGOs) haben 
ihre grenzüberschreitenden Aktivitäten „größtenteils 
unabhängig und teilweise auch gegen National-
staaten ausgebaut“ (Pries, 2015, S. 14). Zugleich 
organisieren sich auch zivilgesellschaftliche Orga-
nisationen zunehmend im transnationalen Raum. 
Fridays for Future mag hier das prominenteste 
Beispiel der neuesten Geschichte sein, aber auch 
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Gewerkschaften und andere soziale Bewegungen 
bauen ihre transnationalen Beziehungen aus und 
engagieren sich zunehmend grenzüberschreitend 
für gemeinsame Anliegen (Kryst, 2018). Andreas 
Eis arbeitet die Potenziale dieser sozialen Bewe-
gungen „als Gegenstand politischer Bildung und 
als demokratische Erfahrungsräume junger Men-
schen“ (Eis, 2021, S. 130) heraus.

Die EU als Lerngegenstand hingegen wird häufig 
aus nationalstaatlichen Perspektiven heraus vermit-
telt. So übernehmen Schüler*innen in Planspielen 
beispielsweise die Rolle verschiedener Mitglieds-
länder und vertreten ihre nationalstaatlichen Inter-
essen in Gremien wie dem Rat der EU. Zugunsten 
der Vermittlung europapolitischer Institutionen und 
Prozesse werden transnationale europäische Per-
spektiven ausgeblendet. Für politische Bildungs-
prozesse wäre es gleichwohl fatal, die politischen 
Institutionen in einem demokratischen Europa 
außer Acht zu lassen und einzig auf die sozialen 
Gruppenbeziehungen zu konzentrieren. Politische 
Institutionen besitzen die einzige Legitimation zur 
„Vorbereitung und […] Herstellung gesamtgesell-
schaftlich verbindlicher […] Entscheidungen“ (Mey-
er, 2010, S. 37) und sind somit schlussendlich für 
die Lebensrealitäten – in der EU von 450 Millionen 
Menschen – prägend. Vielmehr ist es aber gerade 
deswegen von Bedeutung, die Mikro-, Meso- und 
Makroebene miteinander in Beziehung zu setzen. 
Also Bildungsangebote bereitzustellen, die die Re-
flexion der Lebenswelt(en) ermöglichen und auf 
geteilte oder unterschiedliche Deutungen der ge-
sellschaftlichen Wirklichkeit hinweisen. Nur so ist 

denkbar, dass auf europäischer Ebene über die 
(Be-)Deutung von zentralen politischen Werten, 
beispielsweise des Gemeinwohls, als Ausgangs- 
und Zielpunkt von Politik angemessen gesprochen 
werden kann.

Für die Europabildung ist dabei von Relevanz zu 
diskutieren, inwiefern „nationale Grammatiken der 
Interaktionen und nationalen Deutungen“ (Nowicka, 
2019, S. 106) den Diskurs bestimmen, „obwohl sich 
grenzübergreifende Infrastrukturen etablieren“ (No-
wicka, 2019, S. 106) konnten. Anders als der Glo-
balisierungs- geht der Transnationalismusansatz 
nicht davon aus, dass der Nationalstaat an Bedeu-
tung verliert und ersetzt wird. Stattdessen nimmt er 
„die Kontinuitäten des Nationalismus […] und deren 
Widerspenstigkeit“ (Nowicka, 2019, S. 107) in den 
Blick. „Ein so verstandener Nationalismus thema-
tisiert den Nationalstaat und den Nationalismus, 
ohne ihn zu verpönen und seine Überwindung zu 
proklamieren“ (Nowicka, 2019, S. 107). Transna-
tionale Perspektiven können eine andere Aushand-
lung zentraler politischer Grundfragen ermöglichen, 
weil sie nicht mehr nur national geprägt sind. Trans-
nationale politische Europabildung orientiert sich an 
den Kernfragen menschlichen Zusammenlebens 
(Sander, 2013, S. 185 ff.), indem sie die Lebens-
welten der Kinder und Jugendlichen mit diesen ver-
knüpft und auf ihre transnationalen Verflechtungen, 
Überschreitungen und Überlappungen hin hinter-
fragt. Solche Kernfragen können beispielsweise die 
nach der Verwirklichung der Menschenrechte, der 
Bedeutung des Gemeinwohls oder die Abwägung 
zwischen Freiheit und Sicherheit sein. Ihre politi-
sche Bedeutung im engeren Sinne erhielten solche 
Deutungen durch ihre Verknüpfung mit der Rolle, 
Implementation und Durchsetzung im politischen 
System der EU. In dieser Logik würden politische 
Bildungsinhalte nicht von der Oberfläche, sondern 
vom Kern her erschlossen werden.

3. Transnationale und politische 
Europabildung

Wie ein solch transnationaler Ansatz politischer 
Europabildung, der zwischen der Lebenswelt der 
Jugendlichen und dem Lerngegenstand vermittelt, 
umgesetzt werden kann, wird im Folgenden umris-

"Anders als der Globalisierungs- geht 
der Transnationalismusansatz nicht 
davon aus, dass der Nationalstaat an 
Bedeutung verliert und ersetzt wird. 
Stattdessen nimmt er 'die Kontinuitä-
ten des Nationalismus [...] und deren 
Widerspenstigkeiten' (Nowicka, 2019, 
S. 107) in den Blick."  
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es besteht die Möglichkeit, eigenständige Websei-
ten anzulegen und kollaborativ zu bearbeiten.  

Ausgangspunkt für solche Projekte sollten die Le-
benswelten der Schüler*innen sein. Hier können 
sie selbst reflektieren, welches Verständnis sie von 
Konzepten haben und sie hinsichtlich ihrer transna-
tionalen (Kommunikations-)Verflechtung und alltäg-
lichen Lebenspraxis hinterfragen. Hieraus können 
anschließend Themen oder Fragestellungen ent-
wickelt werden, die gemeinsam mit europäischen 
Partner*innen oder auch im Klassenverbund be-
arbeitet werden. In einem zweiten Schritt ist nach 
den Deutungsweisen im transnationalen Raum zu 
fragen und die Rolle europapolitischer Prozesse, 
Strukturen und Akteure zu analysieren. Sind bei-
spielsweise Migration und Freizügigkeit Thema, 
kann die Regulierung dieser Mobilitäten im europäi-
schen Kontext untersucht werden. Hierdurch wird 
auch ein Hinterfragen von täglichen Erfahrungen 
und Selbstverständlichkeiten möglich, indem sie in 
ihren transnationalen Gründen, Ursachen und Zu-
sammenhängen betrachtet und reflektiert werden: 
„Jede und jeder sollte zunächst die Abhängigkeiten 
in seinen Arbeits- und Lebenszusammenhängen, 
die heute transnational existieren, kennen oder sich 
zumindest dafür interessieren” (Kehrbaum, 2012, 
S. 36).

Politische Europabildung kann so als transnationa-
le Praxis interpretiert werden. Der Komplexität der 
europäischen Integration (Detjen, 2004) wird in die-
sem Ansatz nicht durch eine verstärkte Vermittlung 
des institutionellen Wissens und korrespondieren-
der politischer Handlungskompetenzen begegnet, 
sondern durch den Fokus auf die transnational ge-
prägten Deutungsweisen resp. durch die transnati-
onale Vermittlung dieser Deutungen. Dadurch kann 
sie schließlich zur Bewusstwerdung oder Konstruk-
tion einer europäischen Identität beitragen. Dieser 
Ansatz setzt die transnational geprägten sozialen 
Praktiken und Deutungen konsequent mit dem poli-
tisch-institutionellen Arrangement in Beziehung und 
ermöglicht eine Reflexion darüber, inwiefern sich 
die geteilten oder aber umkämpften Deutungen von 
zentralen politischen Kategorien wie Gemeinwohl, 
Solidarität oder Freiheit in dem derzeitigen politi-
schen System widerspiegeln.

sen: Tom Kehrbaum stellt ein gewerkschaftliches, 
transnationales Projekt vor, in dem Partner aus vier 
Ländern gemeinsam über ihre gewerkschaftliche 
Arbeit gesprochen und sich über die jeweilige(n) 
Bedeutung(en) zentraler Begriffe verständigt ha-
ben. Hierüber entwickelte sich eine „interaktionale 
kulturelle Sensibilität“ (Kehrbaum, 2012, S. 39), die 
die „Grundlage für zukünftiges, gemeinsames und 
solidarisches Handeln“ (Kehrbaum, 2012, S. 40) 
darstellt.

„Transnationale politische Lernprozesse ge-
hen also weit über den Austausch und das 
Kennenlernen von Unterschieden hinaus, in-
dem immer vergleichbare Erfahrungen und 
deren Interpretationen sprachlich zum Aus-
druck gebracht und gemeinsam hinterfragt 
und reflektiert werden sollen. […] Das Beson-
dere am pädagogischen Prozess im Rahmen 
transnationaler Bildung ist also eine Selbst-
verständigung durch Fremdverständigung. 
Anders ausgedrückt: Tieferes Wissen über 
Andere führt zu einem tieferen Wissen von 
mir selbst.“ (Kehrbaum, 2012, S. 39)

Gegenstand solcher Erfahrungen im schulischen 
Bereich können politische Konzepte der europäi-
schen Integration sein – beginnend beim (Sozial-)
Raum Europa bis zu der Frage der Solidarität. Der 
transnationale Austausch kann niedrigschwellig 
über digitale Plattformen initiiert werden. Die EU-
Kommission stellt mit eTwinning für die gemeinsa-
me Projektbearbeitung eine solche Plattform bereit. 
Voraussetzung zur Nutzung ist zum einen, dass 
mindestens zwei Partnerschulen aus den beteilig-
ten Staaten teilnehmen und zum anderen, dass sich 
Lehrkräfte zuvor untereinander auf ein Projekt ver-
ständigen. Bei der Suche nach Projektpartner*in-
nen kann natürlich auf etablierte Partnerschulen 
zurückgegriffen oder auch das eTwinning-Forum 
zur Kontaktaufnahme genutzt werden. Haben sich 
mindestens zwei Schulen auf eine Zusammen-
arbeit verständigt, wird auf der Online-Plattform für 
jedes Projekt ein geschützter Raum zur Verfügung 
gestellt. Dieser Raum gestaltet sich ähnlich einem 
‚kleinen sozialen Netzwerk’: Mitglieder können ihre 
Profile mit Bildern und Beschreibungen bestücken, 
in einer Timeline werden aktuelle Beiträge ange-
zeigt, diese können auch kommentiert werden und 
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Fußnoten

1 Politikwissenschaftlich lässt sich eine europäische Identität als 

bedeutsam für die Input- wie auch Outputlegitimität konzeptuali-

sieren und die Stärkung einer solchen als mögliche Reaktion auf 

ein diagnostiziertes Demokratiedefizit sehen.
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EUROPABILDUNG  

ZWISCHEN IDENTITÄT UND MÜNDIGKEIT IM TRANS-
NATIONALEN VERGLEICH 

Saskia Langer/Leif Mönter 

Einleitung

Gerade vor dem Hintergrund zunehmender zentri-
fugaler Tendenzen in der Europäischen Union (EU), 
wie sie etwa durch den Brexit und die Stimmen-
gewinne nationalistischer Parteien zum Ausdruck 
kommen, gewinnt Europabildung an Bedeutung. 
Aber wie sollte sie aussehen? Der Beitrag setzt sich 
mit dem Spannungsverhältnis zwischen den Bil-
dungszielen Identität und Mündigkeit auseinander. 
Mit Bezug auf einen transnationalen Bildungsraum 
wird exemplarisch an ausgewählten Themenfeldern 
untersucht, welchen Zielsetzungen Europabildung 
folgt und welche Implikationen damit einhergehen.

Spannungsfeld Europabildung 

Angesichts einer „politischen und gesellschaftlichen 
Vielfachkrise in Europa [...], die sowohl ‚die europäi-
schen Ideen’ von Integration, Wohlstand und Frie-
den als auch das demokratische Selbstverständnis 
nachhaltig infrage stellt“ (Eis & Moulin-Doos, 2018, 
S. 8), wird Europabildung immer bedeutsamer. Dies 
wird durch die Empfehlungen des Rates der Euro-
päischen Union (EU) zur „Förderung gemeinsamer 
Werte, inklusiver Bildung und der europäischen Di-
mension im Unterricht“ (RdEU, 2018) verdeutlicht, 
die zentrale vorangegangene Dokumente bündeln. 
Der Bildung werden in den Empfehlungen diver-
gente Funktionen zugewiesen. Auf der einen Seite 
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wird das Ziel formuliert, die Entwicklung zu „akti-
ve[n] und kritische[n] Bürgerinnen und Bürgern“ zu 
ermöglichen (ebd., S. 1). Durchaus im Sinne einer 
politischen Mündigkeit (vgl. GPJE, 2004, S. 9) soll 
es darum gehen, faktenbasiert und analytisch zur 
„Förderung kritischen Denkens“ beizutragen und 
„eine solide Urteilsbildung zu ermöglichen“ (RdEU, 
2018, S. 3). Auf der anderen Seite wird „ein positi-
ves und inklusives Zugehörigkeitsgefühl zu Europa“ 
(ebd., S. 3) angestrebt. Intendiert wird ein Verständ-
nis „des gemeinsamen Erbes und der gemeinsa-
men Werte sowie das Bewusstsein für die soziale, 
kulturelle und historische Einheit und Vielfalt der 
Union und der Mitgliedstaaten der Union“ (ebd., S. 
4). Damit wird in der Europabildung ein Spannungs-
verhältnis zwischen einem Fokus auf kritisch-ana-
lytische Urteilsbildung einerseits sowie affirmativer 
Identitätsbildung andererseits umrissen.

Insbesondere die zweite Dimension erscheint dabei 
tendenziell problematisch. Auf den ersten Blick mag 
es verwundern, dass für das Verständnis eines poli-
tischen Bündnisses wie der EU gerade unpolitische 
Aspekte wie Erbe, Geschichte und Kultur genannt 
werden, die nach innen inkludierend und nach au-
ßen exkludierend wirksam werden. Auch auf die 
gemeinsamen Werte wird Bezug genommen, die 
durch Nennung in Artikel 2 des EU-Vertrags (EU, 
2012, S. 17) als konstitutiv betrachtet werden kön-
nen. Sie scheinen jedoch legitimatorisch nicht zu 
genügen, da „solche Werte nur mehr als univer-
salistisch gedacht werden können“ (Eder, 2007, S. 
206) und ergo nicht als spezifisch europäisch be-
ansprucht werden können. Um „ein positives und 
inklusives Zugehörigkeitsgefühl zu Europa“ (RdEU, 
2018, S. 3) zu fundieren und „die europäische Iden-
tität besser zu verstehen“ (ebd., S. 5; eig. Hervor-
hebung), sind augenscheinlich ‚vorpolitische‘ legiti-
matorische Narrationen unverzichtbar. So kann der 
Verweis darauf, dass die EU auf eine gemeinsame 
Geschichte als ‚Erbe‘ zurückblicken kann, im Sinne 
einer historisierenden Narration identitätsstiftend 
wirken. Der Europäischen Kommission zufolge bil-
det das Verständnis „unseres kulturellen Erbes so-
wie unserer Vielfalt [...] die Voraussetzungen für das 
Weiterbestehen unserer Kulturgemeinschaft, unse-
rer gemeinsamen Werte und unserer gemeinsamen 

Identität“ (EuKom, 2017, S. 4). Es lässt sich vermu-
ten, dass eine Europabildung dieser Art also auch 
zur Sicherung des Fortbestehens der EU beitragen 
soll. Gegen die Frage, welche kulturellen Hinter-
gründe denn spezifisch zur Mitgliedschaft in der EU 
qualifizieren und welche nicht bzw. welche gemein-
same Kultur denn die eine europäische Identität 
manifestiert, immunisiert sich diese legitimatorische 
Erzählung durch den immanenten Widerspruch, 
wahlweise aus der sozialen, kulturellen und histo-
rischen Einheit oder Vielfalt die Zusammengehörig-
keit zu begründen (vgl. RdEU, 2018, S. 4). 

Eis (2018, S. 119) macht darauf aufmerksam, dass 
die Bestimmung einer europäischen Identität zwar 
in Politik, Gesellschaft und Wissenschaft strittig er-
örtert, in der Bildung jedoch nicht hinterfragt werde. 
Schöne & Immerfall (2015, S. 74) stellen darüber 
hinaus fest, dass eine europäische Identität „im 
Sinne eines emotionalen Zugehörigkeitsgefühls, 
an das sich im Unterricht anknüpfen ließe“, euro-
paweit nicht feststellbar sei. Derlei historische oder 
kulturelle Identitätserzählungen stehen in einem 
Kontrast zu einer kritisch-analytischen Urteilsbil-
dung: „Die Vorstellung einer politischen Bildung für 
alle Menschen, die nicht der Indoktrination, sondern 
der eigenständigen politischen Urteilsbildung freier 
Menschen dient, ist selbst Teil des geistigen Konst-
rukts ‚Europa‘“ (Sander, 2004, S. 170). Es stellt sich 
zum einen die Frage, ob und inwiefern die Mitglied-
staaten der EU die Empfehlungen umsetzen und 
dabei die Interessen der EU realisieren. Zum ande-
ren ist zu ergründen, welchen Gesichtspunkten der 
Europabildung die regional- und länderspezifischen 
Vorgaben in dem Spannungsverhältnis zwischen 
Identität und Mündigkeit folgen. Untersucht werden 
diese Fragen in dem transnationalen Bildungsraum 
der Großregion.

Untersuchungsraum Großregion 

Als Untersuchungsraum wurde der Grenzraum zwi-
schen Deutschland, Frankreich, Luxemburg und 
Belgien gewählt, da hier durch zahlreiche Koope-
rationen die Möglichkeit für eine transnationale Ge-
staltung von Bildung gegeben ist. Konkret wurden 



die Regionen Rheinland-Pfalz, Wallonie (Franzö-
sischsprachige Gemeinschaft Belgiens), Lothrin-
gen und Luxemburg untersucht. In Deutschland hat 
die Kultusministerkonferenz mit der Empfehlung 
„Europabildung in der Schule“ (KMK, 2020) einen 
entsprechenden nationalen Orientierungsrahmen 
geschaffen. In den anderen untersuchten Regionen 
liegen keine vergleichbaren Dokumente vor. Um 
eine Vergleichbarkeit zwischen den Regionen her-
zustellen, wurden daher die Lehrpläne der Fächer 
analysiert, die sich auf die Bezugsdisziplinen Sozi-
al-/Politikwissenschaft, Geschichte und Geographie 
beziehen, wobei alle Schulformen der Sekundarstu-
fe I erfasst wurden. 

In Rheinland-Pfalz bedeutet dies die Erfassung der 
Vorgaben für das Fach Gesellschaftslehre für die 
Realschule Plus sowie mit Bezug auf das Gym-
nasium für die Fächer Geschichte, Erdkunde und 
Sozialkunde (vgl. BMWWK 2015; MB 2021). In den 
anderen untersuchten Regionen gibt es jeweils die 
Fächer Geschichte und Geographie. Für Frankreich 
gilt für alle Schüler*innen bis zum Ende der Sekun-
darstufe I derselbe Lehrplan (vgl. MENJS 2020a-b). 

In Luxemburg wird bereits zu diesem Zeitpunkt zwi-
schen dem klassischen und dem allgemeinen Se-
kundarunterricht unterschieden, welcher zusätzlich 
zur Hochschulreife auch zu Berufsausbildungen 
führen kann (vgl. MENEJ 2013a-b; 2021a-f; o.J.a-
c). Die Französischsprachige Gemeinschaft Belgi-
ens unterscheidet nach einer gemeinsamen ersten 
Stufe der Sekundarstufe I zwischen der section de 
transition (général et technique de transition), wel-
che auf den Übergang an eine Universität vorbe-
reitet, und der section de qualification (technique 
de qualification et professionnel), welche auf den 
Übergang ins Berufsleben vorbereitet (vgl. AGE 
2000a-c; 2015a-b; 2018). Aus den Lehrplänen der 
Großregion wurden die Lernfelder mit explizitem 
Europabezug identifiziert, in welchen Europa das 
Thema bildet oder im Titel des Lernfeldes auf Eu-
ropa Bezug genommen wird. In Abbildung 1 findet 
sich eine Übersicht über die jeweiligen Schulformen 
und -fächer (inklusive der im Folgenden verwende-
ten Abkürzungen für die Lehrpläne) sowie die An-
teile der Lernfelder mit explizitem Europabezug an 
den Lernfeldern insgesamt.

Abbildung 1: Untersuchte Regionen, Schulformen und Fächer inklusive der Abkürzungen der zugrundeliegenden Lehr-
pläne sowie Anteil der Lernfelder mit explizitem Europabezug (Europa als Thema/Thema mit Europabezug im Titel) 
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in ihrer grundlegenden Bedeutung für die europäi-
sche Kultur Bildungspotenziale“ (MB, 2021, S. 80). 

Bezeichnend ist dabei zunächst, dass die Existenz 
der europäischen Kultur apodiktisch vorausgesetzt 
wird. Ob es eine solche Kultur gibt, worin sie be-
steht bzw. wer sie wofür nutzt, erscheint angesichts 
der Tatsache, dass sie auf eine so lange Historie zu-
rückblicken kann, geradezu banal. An die Logik von 
post hoc ergo propter hoc erinnernd wird alles dem 
heutigen Europa Vorangegangene als grundlegend 
bedeutend klassifiziert – wahlweise zu deuten als 
teleologische Entwicklung oder als ‚Lernen aus der 
Vergangenheit‘. Das besondere Bildungspotenzial 
scheint gerade darin zu liegen, die Behauptung 
einer (exklusiven) europäischen Kultur durch den 
Verweis auf eine so lange Geschichte gleicher-
maßen zu begründen wie positiv zu konnotieren. 
Im Lehrplan wird der Zusammenhang durch die 
„grundlegenden Strukturen des neuzeitlichen und 
modernen Europas“ (MB, 2021, S. 81) begründet, 
welche im Mittelalter entstanden seien, und wozu 
„eine stark gegliederte Gesellschaft mit einer sich 
im agrarischen Umfeld entwickelnden städtischen 
Kultur, die Ausbildung zentraler und föderaler Herr-
schaftsstrukturen, die Entfaltung des Christentums 
und das Aufeinandertreffen der Kulturen und Religi-
onen (Kreuzzüge, interreligiöse Dialoge)“ (ebd.) ge-
hörten. Mit Ausnahme des „Aufeinandertreffens der 
Kulturen und Religionen“ im Rahmen von Kreuzzü-
gen lassen sich dabei die genannten Merkmale der 
mittelalterlichen Entwicklung kaum als spezifisch 
europäisch bezeichnen. Es stellt sich insofern die 
Frage, inwieweit das Bildungspotenzial hier unter 
Umständen gerade darin liegt, die historische Epo-
che des Mittelalters für die Produktion und Legiti-
mation einer positiven, weil historisch begründeten 
Vorstellung von der europäischen Kultur nutzbar zu 
machen. Ein solches Vorgehen erscheint zumin-
dest fragwürdig. Porstner (2021, S. 98) hebt – al-
lerdings mit Bezug auf das Thema Kolonialismus 
– hervor, dass Europabildung im geschichtlichen 
Kontext gerade intendieren sollte, „Zuschreibun-
gen zu reduzieren und Geschichts- und Politikbil-
der, die als festgelegt bzw. verbindlich erscheinen, 
zu reflektieren“. Und auch Girnus (2021, S. 50), die 
Legitimationsdiskurse grundsätzlich als zielführend 
erachtet, betont die Bedeutung davon, „Legitima-
tionsaussagen zu dekonstruieren und damit in eine 

Hinsichtlich der Anteile der Lernfelder mit explizi-
tem Europabezug ist zunächst auffällig, dass die-
se sehr unterschiedlich ausfallen. So steht etwa im 
Geschichtsunterricht in Frankreich die Hälfte aller 
Lerneinheiten in einem expliziten Bezug zu Europa, 
während im Lehrplan B-G+TT-géo zwar die Topo-
graphie Europas als Lerngegenstand genannt wird, 
dies jedoch nicht als „Europathema“ gerahmt wird. 
In Bezug auf die thematische Anbindung hingegen 
zeigen sich eher Übereinstimmungen. So werden 
etwa bei den Themenbereichen europäische Eini-
gung und EU, Mittelalter, Kolonialismus, Migration 
sowie Wirtschaft häufig explizite Europabezüge 
hergestellt. 

Eine umfassende Analyse der einzelnen Lehrpläne 
ist an dieser Stelle nicht möglich und erfolgt im Rah-
men des vom BMBF geförderten Forschungspro-
jekts „Edu.GR – Europalernen in transnationalen 
Bildungsräumen“ (www.edu-gr.eu). In diesem Bei-
trag soll es vielmehr darum gehen, anhand exemp-
larischer Themenfelder Gemeinsamkeiten und Un-
terschiede hinsichtlich des Spannungsverhältnisses 
zwischen Identität und Mündigkeit im transnationa-
len Vergleich sowie historische und kulturelle Identi-
tätserzählungen aufzuzeigen und zu diskutieren. Im 
Folgenden möchten wir einige Schlaglichter auf die 
Bereiche „Mittelalter“, „Europäischer Einigungspro-
zess“ sowie „Europäische Union“ werfen.

Themenfeld Mittelalter

Das Thema Mittelalter ist das einzige, bei dem in 
jeder Region ein Zusammenhang zu Europa her-
gestellt wird. Während die Formulierungen in den 
Lehrplänen für Frankreich, Luxemburg und Belgien 
– „Byzance et l’Europe carolingienne“1 (MENJS, 
2020a, S. 82), „Konflikte im mittelalterlichen Euro-
pa“ (MENEJ, o.J. a, S. 1) und „La situation géopo-
litique en Europe: un conflit entre les Habsbourg 
et les Bourbons, la puissance ottomane“2 (AGE, 
2000c, S. 16) – keinen direkten Bezug zum heuti-
gen Europa herstellen, verknüpft in Rheinland-Pfalz 
der Titel „Die Grundlegung Europas im Mittelalter“ 
(MB, 2021, S. 98) die historische Entwicklung mit 
der Gegenwart. Im Einführungskapitel dieses Lehr-
plans heißt es: „Nicht nur die neuere Geschichte, 
gerade auch die Antike und das Mittelalter besitzen 

THEORIE & EMPIRIEPU01 / 2022 JG. 37

41



eigene diskursive Verhandlung über politische Wer-
te zu kommen“. 

Themenfeld europäischer 
Einigungsprozess

Der europäische Einigungsprozess wird unter ande-
rem mit einem Fokus auf eine Entwicklung von Län-
dern, die gegeneinander Krieg führten, zu Ländern, 
welche den Frieden aufrechterhalten, thematisiert. 
Dies wird in der Themenüberschrift „De l’Europe 
des cimetières à l’Europe sans frontières“3 (AGE, 
2000c, S. 22) deutlich. Ohne dass sich eine explizi-
te Erläuterung des Titels finden ließe, kann vermutet 
werden, dass damit die Motivationen der Gründer 
der Gemeinschaft beschrieben werden soll, da dies 
den ersten Inhaltspunkt des Lernfeldes bildet. Inhalt 
des Kapitels bildet außerdem die Entstehungsge-
schichte der EU und ihre Zukunftsperspektiven so-
wie Europa als „espace de démocratie politique et 
sociale“4 (ebd.). Für die Unterrichtsgestaltung wird 
unter anderem vorgeschlagen, mit den Schüler*in-
nen den EU-Vertrag zu analysieren und verschiede-
ne Europa-Konzepte zu vergleichen. Hier ist somit 
im Sinne von Eis und Moulin-Doos (2018, S. 9) eine 
Multiperspektivität angelegt und Raum für eine akti-
ve, kritische Auseinandersetzung vorgesehen.

Auch der Aufbau des Lernfeldes „Deutschland und 
Frankreich – ein Beispiel für europäische Nach-
barschaft“ (BMWWK, 2015, S. 26) beschreibt den 
europäischen Einigungsprozess als Entwicklung 
von Krieg zu Frieden. Zuerst sollen jedoch die „Ge-
meinsamkeiten“ von Deutschland und Frankreich 
thematisiert werden, wozu unter anderem „Karl 
der Große/Charlemagne als gemeinsame Wurzel“ 
sowie „Absolutismus und Französische Revolution 
als europäische Vorbilder“ gehören. Im Anschluss 
ist die Beschäftigung mit „Rivalitäten“, wie „Grenz-
veränderungen“, „Kriegen und Konflikten“ sowie 
„Feindbildern“, vorgesehen. Schließlich steht die 
„Verständigung und Zusammenarbeit“ etwa in Form 
von „bilateralen Handelsbeziehungen“ und „kultu-
rellem Austausch“ im Fokus. In diesem Zusammen-
hang wird im Lehrplan auch das Stichwort „Motor 
der europäischen Einigung“ genannt, wodurch den 
deutsch-französischen Beziehungen eine beson-
dere Stellung beigemessen wird (ebd.). Kritisch 

anzumerken ist diesbezüglich, dass durch die Ver-
wendung des Begriffs der „Nachbarschaft“ das 
zwischenstaatliche Verhältnis tendenziell persona-
lisiert und somit entpolitisiert wird. Auf Grundlage 
einer solchen Personalisierung werden historische 
Interessenkonflikte als irrational gedeutet. Während 
man früher doch so viele Gemeinsamkeiten hatte, 
kam es dann, einer Familienkrise ähnlich, zu Ver-
werfungen. Als Gründe dafür, warum Staaten Krie-
ge führen, werden Motive wie „Rivalitäten“ sowie 
„Feindbilder“ anstelle von machtpolitischen Interes-
sen angeführt. Diese Streitigkeit wurde schließlich, 
so die nahegelegte Erzählung, durch kulturellen 
Austausch und Handelsbeziehungen überwunden. 
Durch den Dreischritt Gemeinsamkeiten, Rivalitäten 
und schließlich Einsicht in den Nutzen von Zusam-
menarbeit droht ein legitimatorischer Begründungs-
zusammenhang für den europäischen Einigungs-
prozess manifestiert zu werden, getrennt von einer 
Analyse der jeweiligen Herrschaftsverhältnisse und 
Interessensgegensätze. Durch diesen Aufbau des 
Lernfeldes wird die historische Entwicklung als eine 
natürliche Rückkehr zu den ‚Wurzeln‘ zumindest 
nahegelegt.

Ferner ist gegenüber der Vorstellung eines ver-
meintlich alternativlosen europäischen Einigungs-
prozesses festzuhalten, dass es nicht nur ein un-
umstrittenes Modell europäischer Integration gibt: 
„Europa ist nicht nur eine Erfolgsgeschichte. Der 
Integrationsprozess ist ebenso mit Mechanismen 
der Ausgrenzung, Desintegration und Entdemokra-
tisierung verbunden.“ (Eis & Moulin-Doos, 2018, S. 
10) Um dem Gebot der Kontroversität des Beutels-
bacher Konsenses zu entsprechen (vgl. Wehling 

"Durch den Dreischritt Gemeinsam-
keiten, Rivalitäten und schließlich 
Einsicht in den Nutzen von Zusam-
menarbeit droht ein legitimatorischer 
Begründungszusammenhang für den 
europäischen Einigungsprozess mani-
festiert zu werden, getrennt von einer 
Analyse der jeweiligen Herrschaftsver-
hältnisse und Interessensgegensätze."
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1977, S. 179), sollten diese Facetten im Unterricht 
deutlich werden. Insbesondere in der Schule werde 
die Europabildung jedoch von einem „affirmativen 
Grundkonsens“ dominiert, für den die „Reduzierung 
‚der europäischen Idee’ auf eine vermeintlich bruch-
lose Fortschrittserzählung“ (Eis & Moulin-Doos, 
2018, S. 7) kennzeichnend sei. Ein solches Vor-
gehen kann mit Reitmair-Juárez & Lange (2021, S. 
25) als „unkritisch affirmative[ ] Erziehung zur ‚Euro-
paliebe‘“ bezeichnet werden, die „das Narrativ des 
‚größten Friedensprojekts der Geschichte‘ weiter-
schreibt“ und außerdem dem Indoktrinationsverbot 
des Beutelsbacher Konsenses nicht gerecht wird. 

Themenfeld Europäische Union 

Mit Ausnahme der Vorgaben für Luxemburg stellt 
die EU in allen Regionen ein eigenes Themenfeld 
dar – jedoch mit durchaus unterschiedlicher Fokus-
sierung. Im Lehrplan D-Soz findet vor allem die Per-
spektive der Schüler*innen Beachtung: Es wird der 
Frage nachgegangen, welche Bedeutung die EU für 
die Jugendlichen im Alltag hat und welche Partizipa-
tionsmöglichkeiten existieren. Die Entscheidungs-
prozesse der europäischen Institutionen sollen an-
hand der Frage erörtert werden, wie demokratisch 
die EU ist, so dass potenziell eine kritische Pers-
pektive eröffnet wird. Außerdem wird auf die Gren-
zen der europäischen Einigung hingewiesen. Ver-
schiedene Zukunftsvisionen sollen behandelt sowie 
eigene Visionen von den Schüler*innen entwickelt 
werden. Die Perspektive der Betrachtung wird zu-
gleich aber vorgegeben: „Wie wollen wir Europa 
gestalten, um Frieden, Freiheit, Gerechtigkeit und 
Wohlstand zu sichern?“, lautet eine der Leitfragen 
(MB, 2021, S. 160). Anstelle eines rein analytischen 
Blicks auf die EU wird mit dem „wir“ eine kollektive 
Identität betont, der die Schüler*innen zugehörig 
sind oder sein sollen. Durch die Adressierung eines 
Kollektivsubjekts und die Betroffenheit qua Zuge-
hörigkeit wird die Möglichkeit von Partizipation zur 
Mitverantwortung – womit a priori eine interessier-
te, tendenziell affirmative Betrachtung nahegelegt 
wird. Außerdem werden die selbstzugeschriebenen 
Ziele der EU als Ziele der Schüler*innen unhinter-
fragt übernommen und deren Erfüllung durch eine 
bestimmte Gestaltung Europas auf Ebene der In-
dividuen suggeriert. Die Verschiebung des Fokus‘ 

auf eigenes Handeln und Selbstverpflichtung an-
stelle verbindlicher Regelungen kann „eine prekäre 
Verantwortungsübertragung und Entpolitisierung 
gesellschaftlicher Verhältnisse“ (Eis, 2018, S. 129) 
darstellen. Und schließlich bleibt zumeist die Frage 
offen, „wer zu diesem Kollektivsubjekt ‚wir‘ als Eu-
ropabürger*innen mit welchen politischen, sozialen, 
kulturellen Gestaltungsmöglichkeiten und Rechten 
dazu gehören soll“ (Eis & Moulin-Doos, 2018, S. 
10).

In Frankreich stellt die EU ein eigenes Thema im 
Geographieunterricht dar. Dabei wird eine positive 
Bewertung vorgegeben, indem auf „le potential que 
l’UE représente pour notre pays“5 (MENJS, 2020a, 
S. 91) verwiesen wird. Auch hier wird auf ein Kol-
lektivsubjekt Bezug genommen, jedoch nicht auf 
europäischer Ebene, sondern auf nationaler. Dies 
lässt vermuten, dass der französische Patriotismus 
als Motivation dienen soll, auch die EU zu befür-
worten, da diese Frankreich Nutzen bringt. Diese 
Vermutung wird dadurch bestärkt, dass im Lernfeld 
die Rolle und der Einfluss Frankreichs im Verhält-
nis zu Europa in der Welt anhand von Beispielen 
untersucht werden soll. Während aus der Analyse 
der Anteile der Lernfelder, die einen expliziten Eu-
ropabezug aufweisen, zunächst vermutet werden 
konnte, dass die Vorgaben in Frankreich den Emp-
fehlungen der EU insofern nachkommen, als dass 
Europa verhältnismäßig häufig thematisiert wird 
(vgl. Abbildung 1), zeigt sich auf den zweiten Blick, 
dass in der inhaltlichen Gestaltung – zumindest an 
dieser Stelle – nicht die europäischen, sondern die 
nationalen Interessen im Vordergrund stehen.

Im Lehrplan B-TT+P-Ge findet sich wiederum ein 
anderer Fokus, nämlich auf die kulturelle Vielfalt in-
nerhalb der EU. Als Herausforderung im Einigungs-
prozess wird hier „[l]a multiplicité des identités et 
des intérêts nationaux“6 (AGE, 2015a, S. 81) und 
als wichtigste Merkmale der EU der Respekt vor „la 
richesse de sa diversité culturelle et linguistique“7 
(AGE, 2015a, S. 83) und die gemeinsamen Werte 
genannt. Dadurch werden sowohl politische Ent-
scheidungsprozesse als auch die politischen und 
wirtschaftlichen Ziele der EU tendenziell kultur-
alisiert. Ein weiterer Anhaltspunkt dafür bildet die 
„Identité culturelle“8, welche als zu förderndes Kon-
zept genannt wird. Dazu werden u.a. die Lebens-
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weise, die sprachliche und weltanschauliche Diver-
sität, die demokratischen Werte, die gemeinsame 
Vergangenheit sowie der Respekt vor der kulturel-
len Vielfalt gezählt (vgl. AGE, 2015a, S. 84). Es wird 
also auch in diesem Lehrplan ein Kollektivsubjekt 
angesprochen, dieses Mal in Form einer kulturellen 
europäischen Identität. Die Thematisierung dieser 
vermeintlichen kulturellen Identität im Rahmen des 
Themenfeldes zur EU wirkt tendenziell entpoliti-
sierend. Diese „andauernde Suche nach einer wie 
auch immer zu beschreibenden ‚europäischen Iden-
tität‘“ steht nach Klein (2015, S. 27) „wesentlich für 
eine argumentative Dauerkrise europäischer Inte-
gration“. Europabildung wird nach Reitmair-Juárez 
& Lange (2021, S. 24) häufig dafür genutzt, „eine 
Europaeuphorie herbeizureden und den Menschen 
eine europäische Identität anzuerziehen“. Eine sol-
che affirmative Europavermittlung könne aber nicht 
die Aufgabe politischer Bildung sein.

Fazit 

Die vorliegende Darstellung bietet lediglich einen 
exemplarischen Einblick in die Lehrpläne. Durch 
die Fokussierung auf das Spannungsverhältnis zwi-
schen Identität und Mündigkeit im transnationalen 
Vergleich geraten andere Aspekte der Lehrpläne in 
den Hintergrund. Auf dieser Grundlage können so-
mit keine verallgemeinerbaren Aussagen über die 
Gestaltung der Europabildung in den untersuchten 
Regionen getroffen werden. Dennoch wird deutlich, 
dass in den Lehrplänen zum Teil auf historische 
und kulturelle Narrationen zurückgegriffen wird, 
um eine Legitimation für die jetzigen europäischen 
Strukturen zu schaffen. Die analytisch-kritische 
Auseinandersetzung im Sinne einer Bildung zur 
Mündigkeit bleibt nicht neben den identitätsstiften-
den Elementen bestehen, sondern erscheint durch 

die Rahmung in Form einer affirmativen Perspekti-
ve kaum noch möglich. Das Ziel, in der Schule „ein 
bestimmtes Europaleitbild zu vermitteln, um etwai-
ge Legitimations- und Informationsdefizite der EU 
auszugleichen“, könne als „Instrumentalisierung“ 
bezeichnet werden (Eis & Moulin-Doos, 2018, S. 
17). Oder umgekehrt: Wenn einmal die Suche nach 
einer europäischen Identität aufgegeben wird, so 
Klein (2015, S. 34), dann ist auch die „Diskussion 
und Vermittlung eines Verständnisses europäischer 
Integration um vieles einfacher“. 

Als „Stolperstein für deren demokratische Reform“ 
konstatiert Oberle (2015, S. 2) insbesondere einen 
„Informationsmangel der Bevölkerung hinsichtlich 
der EU“. Insofern gilt es, den „hegemonialen“ und 
„affirmativen Konsens“ (Eis, 2018, S. 118) bei der 
Thematisierung von Europa zu durchbrechen. Ge-
rade vor dem Hintergrund fortwährender Herausfor-
derungen wie Populismus und Nationalismus und 
der dazugehörigen Narrationen erscheint es rat-
sam, im schulischen Kontext eine kritische Ausei-
nandersetzung mit und Dekonstruktion von (Legiti-

mations-)Erzählungen zu üben. 
Denn politische Bildung im 
Sinne der Frankfurter Erklä-
rung (2015, S. 2) bedeutet ge-
rade, „Konflikte und Dissens 
sichtbar zu machen und um 
Alternativen zu streiten“. Hier-
bei sollte auch Europa keine 
Ausnahme bilden: „Politische 
Bildung über Europa darf nicht 

affirmativ sein. Sie ist als Mün-
digkeitsbildung zwangsläufig herrschaftskritisch 
– auch gegenüber dem europäischen politischen 
System.“ (Reitmair-Juárez & Lange, 2021, S. 28)

An solch einer kritischen Mündigkeitsbildung führt 
kein Weg vorbei. Denn eine Akzeptanz von kultur-
alisierenden und historisierenden Identitätserzäh-
lungen in Bezug auf Europa führt zu einer Entpoli-
tisierung des Politischen insgesamt und schwächt 
die Fähigkeit zur Dekonstruktion nationalistischer 
und populistischer Narrationen – denen gerade 
heute dringend begegnet werden muss.

Die analytisch-kritische Auseinandersetzung im 
Sinne einer Bildung zur Mündigkeit bleibt nicht ne-
ben denn identitätsstiftenden Elementen bestehen, 
sondern erscheint durch die Rahmung in Form ei-
ner affirmativen Perspektive kaum noch möglich. 
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Fußnoten

1 Übersetzung: „Byzanz und das karolinger Europa“	  
2 Übersetzung: „Die geopolitische Lage in Europa: Konflikt 

zwischen Habsburg und Bourbon, die osmanische Macht“.	  
3 Übersetzung: „Von einem Europa der Friedhöfe zu einem 

Europa ohne Grenzen“.	  
4 Übersetzung: „Raum der politischen und sozialen Demokra-

tie“. 
5 Übersetzung: „das Potenzial,	welches die EU für unser Land 

darstellt“.	  
6 Übersetzung: „[d]ie Vielzahl der zu vereinbarenden nationalen 

Identitäten und Interessen“. 
7 Übersetzung: „Reichtum ihrer kulturellen und sprachlichen 

Vielfalt“. 
8 Übersetzung: „kulturelle Identität“.
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BILDUNGS-
PRAXIS

"Insbesondere zu Beginn des Konflikts war es in der Rück-
betrachtung hilfreich, den Lernenden Gelegenheit zu geben, 
ihre Emotionen zu äußern und Fragen zu stellen, auf die 
auch manche Fachlehrkraft sicherlich nicht immer eine (di-
rekte) Antwort parat hatte. Im weiteren Verlauf konnte eine 
Versachlichung des Themas behutsam angebahnt werden 
- immer vor dem Hintergrund, dass Putins Angriffskrieg kei-
nesfalls ein normaler Unterrichtsgegenstand ist." 

									                  Lahme, S. 50





50

BILDUNGSPRAXIS PU 01 / 2022JG. 37

AUSSEN- UND 
SICHERHEITSPOLITIK

DIE 'ZEITENWENDE' IM FACHUNTERRICHT

Stefan Lahme 

Die Relevanz politischer Bildung wird in Krisenzei-
ten besonders deutlich. Von politischen Bildner*in-
nen wird verlangt, die i. d. R. überaus komplexen 
Geschehnisse möglichst schnell sach-, fach- und 
adressatengerecht aufzubereiten. 

Wladimir Putins eklatant völkerrechtswidriger An-
griffskrieg auf die Ukraine stellt insbesondere für 
Politiklehrkräfte eine Herausforderung dar. Erstens 
auf inhaltlicher Ebene, da dieser Krieg nicht nur ver-
schiedene Dimensionen, wie z. B. eine geostrategi-
sche, historische, völkerrechtliche und wirtschafts- 
bzw. energiepolitische hat, sondern auch noch auf 
mehreren Schlachtfeldern parallel abläuft. Neben 
Militärschlägen ist insbesondere das weite Feld der 
Information zu nennen. Desinformation, Propagan-
da und die Unterdrückung freier Berichterstattung 
sowie die Sperrung sozialer Netzwerke gehören 
längst zu Putins innen- und außenpolitischem Ar-

senal. Zweitens sind Lehrkräfte mit Schüler*innen 
konfrontiert, die mit sehr konkreten Sorgen und 
Ängsten in die Schule kommen – bspw. hinsichtlich 
eines Übergreifens des Kriegs auf andere Staaten 
oder eines Einsatzes von Atomwaffen. Zum Teil in-
formieren Lernende sich auf sozialen Netzwerken 
wie z. B. TikTok über das Kriegsgeschehen. Ihnen 
werden dort schreckliche Bilder und in vielen Fäl-
len auch manipulierte Videos bzw. Desinformation 
präsentiert. 

Insbesondere zu Beginn des Konflikts war es in 
der Rückbetrachtung hilfreich, den Lernenden Ge-
legenheit zu geben, ihre Emotionen zu äußern und 
Fragen zu stellen, auf die auch manche Fachlehr-
kraft sicherlich nicht immer eine (direkte) Antwort 
parat hatte. Im weiteren Verlauf konnte eine Ver-
sachlichung des Themas behutsam angebahnt 
werden – immer vor dem Hintergrund, dass Putins 

Stefan Lahme 

Stefan Lahme hat an der Universität Bremen und an der Universidad 
Complutense de Madrid Politikwissenschaft und Spanisch (Master of 
Education) studiert. Er ist als Fachleiter für Politik-Wirtschaft am Stu-
dienseminar Celle für das Lehramt an Gymnasien tätig und unterrichtet 
Politik-Wirtschaft und Spanisch am Hermann-Billung-Gymnasium Celle. 
Für die Reihen „Mensch&Politik“, „Schroedel aktuell“ und „Praxis Poli-
tik&Wirtschaft“ (allesamt Westermann Verlag) konzipiert er regelmäßig 
Unterrichtsmaterialien. 			            
Foto: privat 	
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Angriffskrieg keinesfalls ein normaler Unterrichts-
gegenstand ist. 

Der vorliegende Unterrichtsentwurf richtet sich an 
Lerngruppen ab dem 10. Jahrgang und soll unter 
Bezugnahme auf den Ukraine-Krieg eine sachliche, 
kontroverse und schüler*innenorientierte Auseinan-
dersetzung mit deutscher Außen- und Sicherheits-
politik initiieren. 

Aufgabe 1 (siehe AB 4) dient der Aktivierung der 
Präkonzepte der Lernenden und ermöglicht der 
Lehrkraft eine Diagnose der Lernausgangslage. 
Sollte festgestellt werden, dass die Schüler*innen 
über wenig Vorwissen zum Ukraine-Krieg verfügen, 
kann z. B. mithilfe folgender Übersicht eine – ggfs. 
gruppenteilig organisierte – Recherche zu wesent-
lichen Aspekten (z. B. aktuelle Lage, Chronologie, 
Hintergründe, Akteure) angebahnt werden: https://
www.lpb-bw.de/ukrainekonflikt. Aufgabe 2 kann je 
nach zur Verfügung stehender Unterrichtszeit auch 
lediglich über Textmarkierungen in M1 und einen 
anschließenden mündlichen Austausch bearbeitet 
werden. Wesentliche Merkmale deutscher Außen- 
und Sicherheitspolitik vor Putins Angriffskrieg sowie 
der Reaktion der Bundesregierung vom 27.02.2022 
sollten mit Blick auf die folgenden Aufgaben visua-
lisiert werden. In Aufgabe 3 werden Rationalitäts-

kriterien politischer Urteilsbildung sowie Perspek-
tiven aus M2 genutzt, um eine Argumentation zur 
Neuausrichtung deutscher Außen- und Sicherheits-
politik zu entwickeln. Die Ergebnisse werden in M3 
notiert und im Zuge der Bearbeitung von Aufgabe 4 
in Bezug auf ihre argumentative Überzeugungskraft 
in ein Ranking gebracht. Anschließend können die 
aus der Sicht der Lernenden besonders überzeu-
genden Chancen und Risiken im Plenum präsentiert 
und an der Tafel oder auf einem Padlet visualisiert 
werden. Die Erstellung eigener Memes (Aufgabe 
5/M4) erhöht die Motivation von Lernenden erfah-
rungsgemäß sehr und bahnt zudem auf kreative Art 
und Weise die persönliche Urteilsbildung an. Die 
Ergebnisse können im Rahmen von Aufgabe 6 z. 
B. in einem Gallery Walk oder mithilfe eines Padlets 
präsentiert und anschließend von der Lerngruppe 
analysiert werden. Am Ende kann das aus der Sicht 
der Lernenden „treffendste Meme“ ausgewählt wer-
den. M5 soll die persönliche Urteilsbildung in Aufga-
be 7 entlasten. Der anschließende Austausch sollte 
möglichst interaktiv, unter Einbezug unterschiedli-
cher Kriterien, Werte und Perspektiven (siehe M2) 
sowie kontrovers und interaktiv ablaufen. 

Unterrichts- und Bildungsmaterialien

Auf den folgenden Seiten finden sich kostenlose Unterrichtsmaterialien als Ko-
piervorlage.
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M1 

Multilateralismus bedeutet in Kurzform, dass kein 
Staat die eigenen Interessen ohne Rücksicht auf 
andere verfolgen sollte und dass von internationa-
ler Kooperation auf der Basis gemeinsamer Regeln 
und Werte am Ende alle Länder profitieren. Jahr-
zehntelang war der tiefe Glaube hieran prägend für 
die deutsche Außen- und Sicherheitspolitik. Eine 
Kultur der außen- und sicherheitspolitischen Zu-
rückhaltung, auf Regimewechsel in nicht-demokra-
tischen Staaten abzielende Konzepte wie „Wandel 
durch Annäherung“ bzw. „Wandel durch Handel“, 
das Primat der Diplomatie in Konfliktsituationen, 
nukleare Abrüstung, Skepsis gegenüber bewaffne-
ten Drohnen oder der im Koalitionsvertrag der am-
tierenden Bundesregierung vereinbarte Grundsatz 
„Keine Waffen in Krisengebiete“ bildeten wesentli-
che Leitplanken deutscher Außen- und Sicherheits-
politik. 

Nach dem eklatant völkerrechtswidrigen Angriff 
Wladimir Putins auf die Ukraine sprach Bundes-
kanzler Olaf Scholz (SPD) am 27.02.2022 in einer 
Sondersitzung des Deutschen Bundestags von ei-
ner „Zeitenwende“. Er kündigte massive Sanktionen 
gegen Russland sowie eine Neuausrichtung der 
deutschen Außen- und Sicherheitspolitik an. Scholz 

sprach in seiner historischen Rede Sätze aus, die 
noch wenige Monate zuvor für Stirnrunzeln, Kopf-
schütteln oder Protestrufe gesorgt hätten. Nun gab 
es dafür Applaus aus den Reihen der Regierungs-
parteien und der Union. 

Konkret sagte der Bundeskanzler: „Wir müssen 
deutlich mehr investieren in die Sicherheit unse-
res Landes, um auf diese Weise unsere Freiheit 
und unsere Demokratie zu schützen. Das ist eine 
große nationale Kraftanstrengung. Das Ziel ist eine 
leistungsfähige, hochmoderne, fortschrittliche Bun-
deswehr, die uns zuverlässig schützt. [Wir haben] 
entschieden, dass Deutschland der Ukraine Waffen 
zur Verteidigung des Landes liefern wird. [...] Wir 
werden [...] ein ‚Sondervermögen Bundeswehr‘ ein-
richten. [...] Der Bundeshaushalt 2022 wird dieses 
Sondervermögen einmalig mit 100 Milliarden Euro 
ausstatten. Die Mittel werden wir für notwendige In-
vestitionen und Rüstungsvorhaben nutzen. Wir wer-
den von nun an Jahr für Jahr mehr als zwei Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts in unsere Verteidigung 
investieren [...]. Wir streben dieses Ziel nicht nur an, 
weil wir bei unseren Freunden und Alliierten [v. a. in-
nerhalb der NATO] im Wort stehen, unsere Verteidi-
gungsausgaben bis 2024 auf zwei Prozent unserer 
Wirtschaftsleistung zu steigern. Wir tun dies auch 
für uns, für unsere eigene Sicherheit. [...] Auch die 
Anschaffung der bewaffneten Heron-Drohne aus Is-
rael treiben wir voran. Und für die nukleare Teilhabe 
[d. h. für den Transport von in Deutschland gela-
gerten US-Nuklearwaffen auf feindliches Gebiet im 
Nato-Ernstfall,] werden wir rechtzeitig einen moder-
nen Ersatz für die veralteten Tornado-Jets beschaf-
fen.“ Außenministerin Annalena Baerbock (Bündnis 
90/Die Grünen) konstatierte anschließend: „Viel-
leicht ist es so, dass Deutschland am heutigen Tag 
eine Form besonderer und alleinstehender Zurück-
haltung in der Außen- und Sicherheitspolitik hinter 
sich lässt. Die Regeln, die wir uns dafür gegeben 
haben, dürfen uns nicht aus unserer Verantwortung 
nehmen. Wenn unsere Welt eine andere ist, dann 
muss auch unsere Politik eine andere sein“.  

Quelle:https://pixabay.com/vectors/war-ukraine-dove-of-peace-pea-

ce-7042068/

Quelle: Lahme, Stefan; Zitate aus: https://www.bundestag.de/dokumente/textar-
chiv/2022/kw08-sondersitzung-882198 (Zugriff: 22.03.2022)
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M4 Memes – moderne Karikaturen

Sicherlich ist euch bekannt, was ein Meme ist: Es handelt sich um ein Bild, ein kurzes 
Video oder ein GIF, das durch Text(e) ergänzt wird und auf überspitzte und mitunter auch 
kritische Art und Weise auf ein Thema oder ein Problem aufmerksam macht. Memes sind 
Karikaturen also grundsätzlich ähnlich. Bei der Analyse von Memes kann folglich nach 
einer genauen Beschreibung ebenfalls eine Deutung und Interpretation hinsichtlich der 
Aussageabsicht des Memes erfolgen. 

Um eigene Memes zu generieren, könnt ihr diesen Link: https://imgflip.com/memegenerator 
oder Apps wie z. B. PhotoDirector oder Mematic nutzen.

M5 Stellung nehmen im Koordinatensystem

Verorte deine Position im Koordinatensystem und notiere Dir stichwortartig deine Begrün-
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Aufgaben 

1. Lies den ersten Absatz aus M1 und beschreibe, inwiefern bisherige „Leitplanken“ 
deutscher Außen- und Sicherheitspolitik aktuell unter Druck geraten. 
2. Stelle die in M1 beschriebene „Zeitenwende“ deutscher Außen- und Sicherheitspolitik 
übersichtlich dar (z. B. in Form einer Tabelle oder mithilfe einer Grafik).
3. Entwickelt in Kleingruppen mithilfe von M2 Chancen und Risiken der in M1 beschrie-
benen „Zeitenwende“ und notiert diese in M3.
4. Wie hoch ist die argumentative Überzeugungskraft der Chancen und Risiken aus Auf-
gabe 3? Entwickelt in M3 ein Ranking (1= sehr relevant, 2 = relevant, 3 = weniger rele-
vant usw.). 
5. Entwickelt in Kleingruppen Memes, die ausgehend von euren bisherigen Ergebnissen 
eure persönlichen Einschätzungen zur „Zeitenwende“ verdeutlichen (M4). 
6. Präsentiert euch eure Memes aus Aufgabe 5 gegenseitig und analysiert die Memes 
anderer Gruppen.
7. Nimm in Einzelarbeit mithilfe von M5 zur Neuausrichtung der deutschen Außen- und 
Sicherheitspolitik Stellung. Tausche dich anschließend mit deinen Mitschüler*innen über 
eure Positionen aus. 

______________________________________________________________________________

______________________________________________________________________________ 

______________________________________________________________________________ 

_____________________________________________________________________________

_ ____________________________________________________________________________

__ ___________________________________________________________________________

___ __________________________________________________________________________

____ _________________________________________________________________________

_____ ________________________________________________________________________

______ _______________________________________________________________________

_______ ______________________________________________________________________

________ _____________________________________________________________________

_________ ____________________________________________________________________

__________ ___________________________________________________________________

___________ ________________________________ __________________________________

______________________________________________ _______________________________
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INFORMATIONEN AUS DER 
NIEDERSÄCHSISCHEN 
LANDESZENTRALE FÜR 
POLITISCHE BILDUNG 

"NEUES PROJEKT: POSSIBLE COMPLEXITIES - 	
COMPLEX POSSIBILITIES":

Antisemitismus- und rassismuskritische Praxis aus empowerment-
orientierter Perspektive 		

Golschan Ahmad Haschemi/Romina Wiegemann im Gespräch mit Viviann 
Moana Wilmot, Joanna Mechnich und Katherine Arp 

Golschan Ahmad Haschemi

Golschan Ahmad Haschemi ist Kulturwissenschaftlerin, freischaffende Künstlerin und 
Bildungsreferentin. Sie performt, forscht & lehrt an Schnittstellen künstlerischer, politi-
scher und wissenschaftlicher Diskurse über Dominanzverhältnisse, machtkritische Per-
spektiven und widerständige Handlung(sstrategi)en. Ihre Bildungsarbeit umspannt inter-
sektionale antisemitismus- und rassismuskritische Bildungsarbeit, Empowerment sowie 
Kunst- & Kulturarbeit.
Bild: Andrea Wong 

Romina Wiegemann 

Romina Wiegemann ist Leiterin der Bildungsprogramme im Kompetenzzentrum für Prä-
vention und Empowerment. Sie ist seit vielen Jahren in der antisemitismus- und dis-
kriminierungskritischen Bildung und Beratung tätig. Romina Wiegemann studierte u. 
a. Government, Diplomacy and Middle Eastern History (B. A.) in Israel und Holocaust 
Studies (M. A.) in Berlin. Aktuell ist sie Teil der Expert*innengruppe des von erinnern.at 
koordinierten EU-Projekts „Prävention gegen Antisemitismus“ in Österreich und Mitku-
ratorin der Wanderausstellung „Verfolgen und Aufklären“, die der ersten Generation von 
Shoah-Forscher*innen gewidmet ist. 
Foto: Alexander Hislop 	 	  
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Die LpB bietet in Kooperation mit dem Kompetenz-
zentrum für Prävention und Empowerment eine 
empowerment-orientierte Fortbildungs- und Vernet-
zungsreihe für Menschen mit Rassismus- und/oder 
Antisemitismuserfahrung, Menschen mit jüdischen 
Biografien, Schwarze Menschen und People of Co-
lor in Niedersachsen an. 

Doch weshalb richtet sich dieses Projekt an genau 
diese Menschen? Was ist die Bedeutung eines 
empowerment-orientierten Ansatzes für die Bil-
dungspraxis? Und wie können Institutionen in Nie-
dersachsen die Türen für mehr antisemitismus- und 
rassismuskritische Perspektiven öffnen? 

Das Projektteam der LpB (Viviann Moana Wilmot, 
Joanna Mechnich und Katherine Arp) hat die aus-
führenden Expert*innen gefragt. 

Hallo Romina Wiegemann. Sie 
leisten bundesweit seit vielen 
Jahren herausragende Arbeit 
im Bereich antisemitismus- und 
diskriminierungskritischer Bildung. 
Was motiviert Sie?

Die antisemitismuskritische Bildungsarbeit ist insge-
samt ein junges Feld, das sich gerade in den letzten 
fünf bis zehn Jahren noch einmal stark weiterent-

wickelt hat. Das Kompetenzzentrum für Prävention 
und Empowerment, meine geistige „Homebase“, 
mischt hier schon seit Langem mit. Je länger ich 
dabei bin, desto überzeugter bin ich von der Wirk-
samkeit unseres Zugangs und unserer Ansätze. Wir 
bearbeiten Antisemitismus nicht „als Thema“, son-
dern docken dort an, wo Menschen damit individuell 
und kollektiv und somit auch in ihrer professionel-
len Rolle in Berührung kommen. Wir schaffen die 
Möglichkeit, darüber in die Auseinandersetzung zu 
gehen, mit dem Ziel, die häufig fehlende und lange 
Zeit ausgebliebene Beziehungsklärung anzusto-
ßen. Das sind häufig herausfordernde Prozesse – 
berührt Antisemitismus doch stark das Eigene und 
ist häufig mit der Familienbiografie verwoben. In 
einer postnationalsozialistischen Gesellschaft stößt 
man oft auf bestimmte Mechanismen der Distanzie-
rung und Tabuisierung. 

Wenn wir den Teilnehmenden ermöglichen, hier 
einen Zugang zu finden, gehen wir mit ihnen den 
wesentlichsten Schritt für einen professionellen 
Umgang mit Antisemitismus, z. B. in der Schule.

Ich habe die Erfahrung gemacht, dass der Mehrwert 
für die Teilnehmenden häufig aber über die Stär-
kung ihrer beruflichen Handlungsmacht hinausgeht. 
Die behutsam angeleitete Auseinandersetzung mit 
der eigenen, auch unbewussten Verwobenheit in 
antisemitische Strukturen verschafft vielen nicht nur 

	� Empowerment-orientierte Fortbildungs- und Vernetzungsreihe zu rassismus- 
und antisemitismuskritischer politischer Bildung

	� Menschen mit Rassismus- und/oder Antisemitismuserfahrungen, Juden_Jü-
dinnen, Menschen mit jüdischen Biografien, Schwarze Menschen, Sinti*zze 
und Rom*nja, Muslim*innen, People of Color, Personen, die sich (post-)mi-
grantisch verstehen und organisieren in Niedersachsen, z.B. aus der poli-
tischen Bildung, der Kinder- und Jugendarbeit, Gemeinde- und Communi-
ty-Arbeit, der Erwachsenenbildung, Lehrkräfte, aus der Sozialen Arbeit, der 
Gemeinwesenarbeit, der Medienpädagogik, Haupt- und Ehrenamtlichkeit, 
etc.

	� Keine

	� Zwischen September 2022 und März 2023 an vier dreitägigen Modulen

	� Hannover	  

Was?

Für wen?

Kosten?

Wann?

Wo?
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eine Form von individueller Erleichterung, sondern 
insbesondere auch von Wachstum. Teil dieser ehr-
lichen und individuellen Prozesse sein zu können, 
motiviert und stärkt auch mich. Insbesondere wenn 
ich das Gefühl habe, dass sich in den Gruppen 
plötzlich ein Raum für neue themenbezogene Per-
spektiven öffnet. 

Aber auch abseits der pädagogischen Prozesse hat 
die kontinuierliche Auseinandersetzung mit Antise-
mitismus meine Sicht auf viele Dinge auf bestimm-
te und vielfältige Weise geprägt. Wenn wir Antise-
mitismus durchdringen, verstehen wir manches in 
der Gesellschaft, insbesondere die Funktionsweise 
von Individuen und Kollektiven, ein Stück weit bes-
ser. Man könnte sagen: Wenn Antisemitismus eine 
Weltanschauung ist, dann ist im Gegenzug die Anti-
semitismuskritik ein wichtiges Werkzeug, um sozia-
le Gefüge, kollektive Dynamiken und individuelle 
Bedürfnisse in „der Welt“ zu durchschauen. 

Die Fortbildung richtet sich an die 
Zielgruppe Menschen mit Rassismus- 
und/oder Antisemitismuserfahrungen. 
Welche Rolle spielt es, ob 
die Praktiker*innen selbst 
rassistische und antisemitische 
Diskriminierungserfahrungen machen?

Menschen, die selbst Rassismus und/oder Anti-
semitismus erfahren, müssen sich zunächst sehr 
praktisch in ihrem eigenen Alltag mit diesen Gewalt- 
und Diskriminierungserfahrungen auseinanderset-
zen. Sie wissen, wie diese Erfahrungen wirken, und 
nehmen sie selbst dann wahr, wenn sie für Nicht-
betroffene unsichtbar bleiben. Praktiker*innen mit 
entsprechenden Erfahrungen haben daher in ihrer 
beruflichen Auseinandersetzung zumeist einen an-
deren Ausgangspunkt. Dieses Erfahrungswissen 
kann eine wichtige Ressource in der Bildungsarbeit 
sein – womit nicht gemeint ist, die eigenen Erfah-
rungen zu jedem Zeitpunkt im pädagogischen Pro-
zess abrufen und zur Verfügung stellen zu müssen. 

Allerdings gehen damit auch Herausforderungen 
einher. Jüdische Praktiker*innen sind auch im pä-
dagogischen Prozess häufig bestimmten Vorstel-
lungen und Projektionen ausgesetzt oder scheinen 

manchmal für ein dominanzgesellschaftliches Be-
dürfnis nach „Begegnung“ instrumentalisiert zu wer-
den. Viele entscheiden sich daher dafür, ihre Identi-
täten oder Zugehörigkeiten nicht zu thematisieren, 
oder tun dies nur unter bestimmten Umständen. 
Meine Kollegin Johanna Schweitzer und ich haben 
dazu im letzten Jahr ein wenig geforscht. Wir haben 
Interviews mit Praktiker*innen mit jüdischen Fami-
lienbiografien geführt, um mehr über deren Moti-
vationen, Erfahrungen und Umgangsstrategien im 
Kontext ihrer Arbeit in der historisch-politischen Bil-
dung zum Nationalsozialismus und zur Shoah und 
in der antisemitismuskritischen Bildung zu erfahren. 
Das ist aber ein Themenfeld, das noch ganz am An-
fang steht und mit dem wir uns noch eingehender 
befassen wollen. 

Zugleich – und das möchte ich angesichts so man-
cher fehlgeleiteter Diskursentwicklungen betonen 
– ist es auch für nichtjüdische Praktiker*innen mög-
lich, sich jüdischen Perspektiven und Erfahrungen 
anzunähern und diese ins Zentrum ihrer antisemi-
tismuskritischen Bildungsarbeit zu stellen. Das ist 
sogar überaus wichtig. Es setzt allerdings ein Maß 
an Reflexion über die eigene Positionierung und die 
Grenzen der eigenen Erfahrungen voraus. Darauf 
aufbauend kann auch ein pädagogischer Umgang 
damit gefunden werden. Ich habe überwiegend 
Kolleg*innen, die aus nichtjüdischer Perspektive in 
der antisemitismuskritischen Bildung arbeiten und 
diese Wege (und das sind nicht unbedingt kurze) 
gegangen sind. 

Die Fortbildungsreihe ist als 
empowerment-orientiertes 
Angebot konzipiert. Was bedeutet 
„Empowerment“, das ja auch im 
Titel Ihrer „Homebase“ steckt, und 
weshalb ist es wichtig, einen solchen 
geschützteren Rahmen anzubieten?

Empowerment basiert auf der Einsicht, dass Er-
fahrungen mit Antisemitismus, Rassismus und Dis-
kriminierung nicht ausschließlich individuelle Erfah-
rungen sind. Sie haben, abseits ihrer Wirkung auf 
Betroffene, eine politische Bedeutung und sagen 
etwas Wichtiges über die Machtverhältnisse in der 
Gesellschaft aus. Für mich bedeutet Empower-
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ment, immer wieder aufs Neue zu dieser Einsicht 
zu gelangen, Gefühle der Vereinzelung, die oftmals 
mit diesen Erfahrungen einhergehen, zu überwin-
den und eine gesellschaftliche Kritik daraus zu ar-
tikulieren. 

Eine empowerment-orientierte Bildungsarbeit 
macht die genannten Elemente in einer Weise er-
fahrbar, dass sie zur individuellen und kollektiven 
Stärkung genutzt werden können. Sie zeigt auch 
die dominanzgesellschaftlichen Mechanismen auf, 
die das Teilen von und Sprechen über Erfahrungen 
mit rassistischer, antisemitischer Gewalt und Diskri-
minierung kontinuierlich verunmöglichen.

Solche Räume anzubieten, ist nötig, weil Trainer*in-
nen und Teilnehmende in unserer Fortbildung bei 
Anerkennung aller Spezifika und Unterschiede ei-
nen gemeinsamen Erfahrungsraum teilen. Der ge-
schütztere Rahmen bietet die Möglichkeit, die Über-
schneidungen von Antisemitismus und Rassismus 
sowohl als individuelle und kollektive Erfahrungen 
als auch als Macht-, Herrschafts- und Gewaltver-
hältnisse sowie abseits des dominanzgesellschaft-
lichen Blicks zu konkretisieren. Diese Schnittstellen 
ins Zentrum zu rücken, kann in einem geschützte-
ren Raum, der eine Möglichkeit des direkten Aus-
tausches bietet, gelingen. Das ist wichtig, weil Ras-
sismus und Antisemitismus politisch, aber auch in 
manchen aktivistischen Sphären gegeneinander 
ausgespielt werden. Dadurch wird immer wieder 
das Vermögen geschwächt, ein gemeinsames, ver-
bündetes und wirksames Vorgehen im Umgang mit 
Rassismus und Antisemitismus zu finden.

Vielen Dank, Romina Wiegemann!

_____________________________________

Hallo Golschan Ahmad Haschemi. 
Sie leisten seit Langem 
herausragende Arbeit sowohl in 
Niedersachsen als auch bundesweit 
im Bereich der rassismus- und auch 
antisemitismuskritischen Bildung. Was 
motiviert Sie?

Dass ich in meiner alltäglichen Praxis – sei es in 
der Sozialen Arbeit, im Kunst- und Kulturbereich, im 
Schulkontext oder allgemein in der Bildungsarbeit – 
sehe, dass es kein Grundverständnis gibt: Antisemi-
tische und rassistische Bilder werden reproduziert, 
weil Menschen nicht sensibilisiert sind, während 
unsere Gesellschaft durch diese Haltungen geprägt 
ist. Wenn ich an meine Biografie und mein eige-
nes Erleben denke, merke ich: Ich hätte mir sehr 
gewünscht, dass nicht ich als Schülerin diese Auf-
klärungsarbeit leisten muss, sondern dass in sol-
chen Momenten Autoritätspersonen intervenieren. 
Stattdessen ist der Umgang mit diesen Themen seit 
Jahrzehnten ein sehr oberflächlicher. Um beim Bei-
spiel Schule zu bleiben: In Bezug auf Antisemitis-
mus wird kaum etwas gelehrt, das sich nicht fast 
ausschließlich auf die Vergangenheit bezieht. Auch 
in den letzten Jahren, in denen es einen Fokus auf 
sogenannter Diversifizierung gab, beobachte ich, 
dass wir uns weiterhin auf dieser oberflächlichen 
Ebene bewegen – die eigentlichen Machtstrukturen 
werden nicht angegangen. „Diversity light“, pole-
misch gesagt. Das ist sogar schädlicher, als dass es 
helfen würde: Wenn etwa im Theater ein Diversity-
Workshop gebucht wird und man meint, damit habe 
sich die Sache erledigt. Eben darin aufzuklären, 
motiviert mich. Ich frage mich aber auch immer wie-
der: Wie viel bringt das eigentlich? Es fühlt sich oft 
an wie einen Schritt vor, drei Schritte zurück – und 
das immer wieder. Es gibt da diese Gleichzeitigkeit.

Was bräuchte es denn, um 
die Landschaft rassismus- 
und antisemitismuskritischer 
Bildungsarbeit in Niedersachsen 
nachhaltig zu stärken? Welche 
Verantwortung sehen Sie bei 
Institutionen der politischen 
Bildungsarbeit, welche bei staatlichen 
Akteur*innen?

Überall dort, wo ein rein weiß1-deutsches, christlich 
sozialisiertes Team allein diesen Themenbereich 
bearbeitet, glänzt eine professionelle Lücke. Da 
müssen Institutionen sich die Frage stellen: Sind 
unsere Arbeitsstrukturen, unsere Arbeitsatmosphä-
re so rassistisch, so antisemitisch, dass es keinen 
Raum gibt für andere Perspektiven? Es ist nicht an 
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uns – mit „uns“ meine ich eine heterogene Gruppe 
von Marginalisierten, von Menschen, die ein Viel-
faches an Lebenserfahrung haben, die nicht einer 
weiß-christlichen deutschen entspricht –, unseren 
seat at the table zu erkämpfen! Vielmehr geht es 
aus institutioneller Perspektive darum, einen Pers-
pektivwechsel vorzunehmen und zu fragen: Wieso 
sind denn unsere Strukturen so aufgebaut, wie sie 
aufgebaut sind? Was braucht unsere Organisation, 
um das zu verändern? Hier reicht kein vereinzelter 
„Diversity-Workshop“; ein solcher kann immer nur 
Impulse geben. Vielmehr braucht es einen langfris-
tigen Prozess, um festgewachsene Strukturen zu 
wandeln, z. B. in Form einer Organisationsentwick-
lung. Das dauert mehrere Jahre und das bedeutet 
auch, dass es unangenehm werden kann; dass ge-
wisse Dynamiken gestört und im besten Fall auch 
zerstört werden. Dafür müssen Organisationen und 
Institutionen, die Politik genauso wie die Verwal-
tung, auf Bundes-, Landes- und Kommunalebene, 
begreifen, dass sie professionelle Lücken haben, 
wenn sie sich dessen nicht annehmen. 

Was erhoffen Sie sich in diesem 
Zusammenhang von der 
Fortbildungsreihe? Was sollen die 
Teilnehmenden mitnehmen?

Wir richten uns an Praktiker*innen, die selbst von 
Rassismus und/oder Antisemitismus betroffen sind 
und die wiederum auch eine Zielgruppe haben. 
Wenn ich mir vorstelle, dass unsere Teilnehmenden 
in die politische Bildungsarbeit hineinwirken und 
sich deren Zielgruppe in diesen Personen wieder-
erkennt, dann können wir damit sowohl Jugend-
lichen als auch jungen Erwachsenen heterogene 
Rollen(vor)bilder bieten. Genau das erhoffe ich mir: 
für diese Zielgruppen Vorbilder und Identifikations-
momente zu schaffen.

Unter dem Aspekt Empowerment betrachtet, geht 
es dabei um nicht weniger als: die Befreiung aus 
Opferkonstruktionen; sich mit Fremd- und Selbst-
wahrnehmung auseinanderzusetzen und zu reflek-
tieren, ob und wie beides dich und deine Geschicke 
leitet; die eigene Selbstwirksamkeit zu erkennen; 
Stärke darin zu finden, was und vor allem wer du 
bist. Empowerment bedeutet auch, sich wiederer-

kennen zu können und sich für die eigene Kreativi-
tät selbst freien Raum zu nehmen, entgegen dem 
beengten, der dir gegeben wird – diesen Raum er-
weitern zu können. 

Denn es sind krasse Räume, in denen wir uns sonst 
bewegen. Gerade weil uns die Themen Rassismus 
und Antisemitismus nicht nur auf einer „professio-
nellen Ebene“ berühren, wo wir am Ende des Ta-
ges Feierabend machen können, sondern das hat 
ja etwas mit unserer tagtäglichen Lebensrealität zu 
tun. Zugleich ist es wichtig, uns dieser Arbeit an-
zunehmen, um das Sprechen über diese Themen 
nicht einer Dominanzgesellschaft zu überlassen, 
die immer wieder aus einem herrschaftlichen Ha-
bitus heraus darüber sprechen kann. Es gibt ein 
herrschaftliches Hören, das bezieht sich auf einen 
weißen - dominanten - Habitus, der aus einer ganz 
bestimmten Perspektive sieht, hört und re(a)giert – 
und dabei behauptet, neutral zu sein. Dem können 
wir entgegensteuern, indem wir Raum für das Spre-
chen aus einem situierten Wissen heraus ermög-
lichen. Wenn wir Wissen als situiert verstehen, kön-
nen wir Machtverhältnisse als solche taxieren und 
in eine machtkritische Auseinandersetzung mit Ge-
sellschaft, Wissen und Wissensproduktion gehen. 
Wissen, das aus der eigenen Sozialisierung, aus 
der eigenen Lebenserfahrung und eben auch aus 
Marginalisierungserfahrungen heraus gewonnen ist 
und sich mit einer professionellen Bildungspraxis 
verschränkt, ermöglicht, heterogene Lebensreali-
täten aus intersektionaler Perspektive wahrzuneh-
men und anzuerkennen. Gleichzeitig können wir 
dazu beitragen, dass jüdische Professionelle und 
Professionelle of Color sich zukünftig vermehrt 
gegenseitig wiedererkennen, in Räumen, in denen 
sie zuvor vereinzelt wurden, allein auf weißer Flur – 
eine Person, vielleicht mal zwei.

In einer langfristigen Perspektive geht es also um 
Nachhaltigkeit. Etwas zu etablieren, das sich im 
besten Fall multipliziert – für unser Beispiel ausge-
hend von Romina und mir über die Teilnehmenden 
der Weiterbildung bis hin zu den Menschen, mit 
denen sie arbeiten, und so weiter. 

Vielen Dank, Golschan Ahmad 
Haschemi!
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Fußnoten

1 Dieser Beitrag folgt dem Vorschlag der kritischen Weißseinsfor-

schung in Deutschland, „weiß“ zu kursivieren, um den Konstrukt-

charakter des Begriffs hervorzuheben; vgl. Eggers et al. (Hrsg.): 

Mythen, Masken und Subjekte. Kritische Weißseinsforschung in 

Deutschland, Münster 2000, S. 13.
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ZUR POLITISCHEN BILDUNG IN 
NIEDERSACHSEN

LIEBE MITGLIEDER DER DVPB IN NIEDERSACHSEN,

Dr. Steve Kenner 
1. Vorsitzender

Deutsche Vereinigung für 
Politische Bildung e.V. 
Landesverband Niedersachsen

Diese Ausgabe unserer Zeitschrift „Politik unterrich-
ten“ erscheint in einer Zeit, die die politische Bildung 
noch mehr herausfordert als sie es in Anbetracht 
multipler Krisen (u.a. Klimawandel, Verschwörungs-
mythen, Digitalisierung) der letzten Jahre ohnehin 
schon war. Der Krieg Russlands gegen die Ukraine 
hat uns alle schockiert und zugleich vor allem von 
den politischen Bildner*innen eine didaktische und 
pädagogische Einbettung abverlangt. Wir haben 
dafür gemeinsam mit der Arbeitsgruppe „Demo-
kratie braucht Haltung“ in der GEW Niedersachsen 
eine Linksammlung hilfreicher Materialien erstellt, 
die wir euch über unsere Homepage zur Verfügung 
gestellt haben. Auch die vorliegende Ausgabe un-
serer Verbandszeitschrift „Politik unterrichten“ bietet 
für eure Arbeit spannende Anregungen. 

Der Krieg in Europa ist ein prägendes Thema der 
politischen Bildung, aber wie bereits einführend er-
wähnt, bestimmen weitere Krisen und Herausfor-
derungen unsere tägliche Arbeit in der politischen 
Bildung. Mit welchen Formaten wir diese Themen-
felder in der Verbandsarbeit aufgegriffen haben und 
im weiteren Verlauf des Jahres aufgreifen werden, 
möchte ich euch hier im Folgenden schildern: 

POLIS-Podcast: Politische Bildung und 
Digitalisierung

Am 04. April 2022 haben wir den POLIS-Podcast 
„Politische Bildung und Digitalisierung“ gemeinsam 
mit dem Landesverband Mecklenburg-Vorpom-
mern und der Redaktion der POLIS, die Zeitschrift 
des Bundesverbandes, aufgenommen. Dr. Gudrun 
Heinrich, Landesvorsitzende der DVPB Mecklen-
burg-Vorpommern und ich haben diese Veranstal-
tung gemeinsam moderiert. In dieser Aufgabe ha-
ben wir als verantwortliche Redakteur*innen der 
Ausgabe 3/2022 der POLIS drei Gäste eingeladen, 
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die mit ihrer Expertise aus Wissenschaft und Pra-
xis gemeinsam die Frage diskutierten, wie sich 
Demokratie und Gesellschaft durch die Digitalisie-
rung verändern und wie politische Bildung darauf 
reagieren kann und muss. Gesprochen haben wir 
mit Ulrika Engler, Direktorin der Niedersächsischen 
Landeszentrale für politische Bildung, Prof. Dr. 
Matthias Busch, Politikdidaktiker der Universität 
Trier und Dejan Mihajlović, Lehrer und Referent 
beim Zentrum für Schulqualität und Lehrerbildung 
Baden-Württemberg. Eine redaktionell bearbeitete 
Fassung des Podcasts könnt ihr in der Ausgabe 
3/2022 der POLIS nachlesen, die ihr als Mitglieder 
der DVPB im Herbst in euren Briefkästen finden 
werdet. Die Aufzeichnung des Podcasts in voller 
Länge findet ihr auf dem YouTube-Kanal unseres 
Landesverbandes. 

Stellungnahme zu Einflussnahme von 
Arbeitgeber*innenverbänden auf  den 
Politikunterricht

Mit Bedauern haben wir zur Kenntnis genommen, 
dass einzelne Arbeitgeber*innen sowie Interessen-
vertretungen der Arbeitgeber*innen die Professi-
onskompetenz von Lehrkräften im Unterrichtsfach 
Politik an berufsbildenden Schulen in Frage stel-
len. Verbandsmitglieder schilderten uns, dass die 
Einladung und Einbindung von Gewerkschaften in 
Unterrichtszusammenhänge kritisiert und Lehrkräf-
te aufgefordert werden, Repräsentant*innen der 
Gewerkschaften nicht in den Unterricht einzuladen. 
Für uns stellt das einen inakzeptablen Eingriff in 
die Unterrichtsplanung und -gestaltung der Lehr-
kraft dar. Diese Form der Einflussnahme seitens 
wirtschaftlicher Interessensvertreter*innen halten 
wir für höchst problematisch. Wir appellieren an die 
Schulverwaltung und insbesondere an die Schullei-
tungen, sich aktiv vor ihre Lehrkräfte zu stellen und 
entschieden gegen die Versuche einer Einflussnah-
me auf Planung und Gestaltung des Politikunter-
richts einzusetzen.  

Wahlprüfsteine zur Landtagswahl

Am 09. Oktober 2022 findet in Niedersachsen 
die Landtagswahl statt und wir wünschen uns, dass 
das Thema „Stärkung der politischen Bildung“ ein 

wesentlicher Teil der politischen Debatten im Wahl-
kampf wird. Wir haben uns daher dazu entschie-
den, die folgenden Fragen als Wahlprüfsteine an 
die im Landtag und Bundestag vertretenen Parteien 
zu verschicken. 

1. Politische Bildung als Bildungsauftrag mit 
Verfassungsrang 

Als Landesverband Niedersachsen der DVPB e.V. 
fordern wir seit über einem Jahr einen parlamenta-
rischen Austausch zur Verankerung der politischen 
Bildung als Bildungsauftrag in der Landesverfas-
sung. Niedersachsen ist nur eines von vier Bun-
desländern, das dem politischen Bildungsauftrag 
keinen Verfassungsrang einräumt und damit vor 
Angriffen schützt (siehe: www.dvpb-nds.de/initiati-
ven). 

Werden Sie sich in der kommenden Legislatur dafür 
einsetzen, politische Bildung mit dem notwendigen 
Verfassungsrang auszustatten? 

2. Politische Bildung als Unterrichtsfach 

Die Covid-19-Pandemie, der Krieg gegen die Uk-
raine und die multiplen Krisen der Gegenwart (u.a. 
Klimawandel, Verschwörungsmythen) erfordern 
mehr Raum für das Unterrichtsfach Politische Bil-
dung. Die DVPB fordert seit Jahren eine Aufwer-
tung des Unterrichtsfaches „Politische Bildung“ (mit 
seinen unterschiedlichen Bezeichnungen je nach 
Schulform); z.B. zwei Wochenstunden in jeder Jahr-
gangsstufe ab Klasse 5 und die Stärkung der sozi-
alwissenschaftlichen Perspektive im Sachunterricht 
in der Grundschule. 

Werden Sie sich für die Stärkung der Politischen 
Bildung als Unterrichtsfach einsetzen? Wenn ja, 
welche konkreten Maßnahmen planen Sie? Wie 
wollen Sie dem Mangel an Fachlehrkräfte und dem 
fachfremd erteilten Politikunterricht an allen Schul-
formen entgegenwirken? 

3. Politische Bildung als Querschnittsaufgabe

In der derzeitigen Legislatur hat die Landesregie-
rung verschiedene Formate entwickelt und Erlasse 
(u.a. Demokratiebildung und Bildung für nachhaltige 
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Entwicklung) verabschiedet, um politische Bildung 
als Querschnittsaufgabe zu sichern. Diese Initiati-
ven haben wir immer unterstützt. Wir haben aber 
auch darauf hingewiesen, dass eine Etablierung 
der politischen Bildung als Querschnittsaufgabe nur 
gelingen kann, wenn zugleich eine strukturelle För-
derung etabliert wird. 

Planen Sie konkrete Schritte, wie beispielsweise 
die Einrichtung zweckgebundener Haushaltsmittel 
für jede Schule zur Förderung der politischen Bil-
dung (bspw. für Projekte und Kooperationen) oder 
die Ausweitung von Anrechnungsstunden für Kol-
leg*innen, die sich für die Etablierung von politi-
scher Bildung als Querschnittsaufgabe engagieren 
(bspw. über Projekte oder Arbeitsgemeinschaften)? 

4. Politische Bildung in den Bildungsstätten, 
Vereinen und Initiativen

Wie planen Sie die Bildungsstätten, Vereine und 
Initiativen im Land zu unterstützen, die einen we-
sentlichen Beitrag für eine vielfältige politische Ju-
gend- und Erwachsenenbildung in Niedersachsen 
leisten? 

5. Landeszentrale für politische Bildung

Planen Sie die finanziellen Mittel für die Landes-
zentrale für politische Bildung auszubauen? Falls 
ja, in welcher Größenordnung? Welche weiteren 
Maßnahmen zur Stärkung der Landeszentrale für 
politische Bildung planen Sie? 

Ziel ist es eine klare Positionierung der Parteien 
zu den Fragen zu erhalten, die uns als Verband 
wichtig sind. Wir haben den Parteivorsitzenden und 
bildungspolitischen Sprecher*innen der Parteien 
diese Fragen / Wahlprüfsteine geschickt. Die Ant-
worten liegen uns mittlerweile vor und werden im 
Laufe des Augusts auf der Homepage vorgestellt.

Was haben wir in diesem Jahr noch 
vor? 

Am 15. September 2022 findet der „30. Tag der 
politischen Bildung Niedersachsen“ statt. In diesem 
Jahr wollen wir die Landtagswahlen 2022 in Nieder-
sachsen als Thema für den Politikunterricht, aber 
auch als Gegenstand bildungspolitischer Fragen in 
den Fokus der Veranstaltung rücken. Dafür soll aus 
journalistischer Perspektive ein Einblick in die Lage 
des Landes kurz vor der Wahl gelingen, angefragt 
sind dafür Journalist*innen des Magazins Panora-
ma 3 des Norddeutschen Rundfunks (NDR). Außer-
dem planen wir einen Impuls zur Landtagswahl aus 
politikwissenschaftlicher Perspektive. Darüber hin-
aus ist ein Vortrag zu empirischen Erkenntnissen 
bezüglich der Etablierung der Demokratiebildung 
als Querschnittsaufgabe geplant. Ferner wird es 
praxisbezogene Workshops zu den Erlassen „De-
mokratiebildung“ und „Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung“ des Kultusministeriums geben und wir 
werden in einem weiteren Workshop Bildungsma-
terialien zum Thema Wahlen und explizit zur Land-
tagswahl in Niedersachsen vorstellen. Im dritten 
Workshop wird der Landtag selbst als außerschu-
lischer Lernort thematisiert. 

Für die Realisierung des Projektes konnten wir den 
Landtag Niedersachsen sowie das „Kompetenzzen-
trum für Lehrkräftefortbildung Hannover - uniplus“ 
als Partner*innen gewinnen. Die Landtagspräsiden-
tin Dr. Gabriele Andretta hat die Schirmfrauschaft 
für den Tag der politischen Bildung übernommen. 
Gefördert wird die Veranstaltung durch Mittel des 
Niedersächsischen Kultusministeriums. 

Eine Anmeldung zur Tagung / Fortbildung ist – so-
fern noch Plätze zur Verfügung stehen - bis zum 31. 
August 2022 über das Portal für Lehrkräftefortbil-
dung VeDaB möglich. Die Gebühr für die Teilnahme 
inklusive Verpflegung beträgt 25 Euro. 
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Nichts verpassen

Damit ihr keine unserer Stellungnahmen, Veranstal-
tungen, Tipps und Hinweise verpasst, folgt uns ger-
ne auch auf Twitter und Facebook (@dvpbNDS), 
abonniert unseren YouTube-Kanal oder besucht 
uns auf www.dvpb-nds.de. Hier findet ihr immer 
aktuelle Informationen zu Ausschreibungen, Ver-
anstaltungen und alles Wichtige zur politischen Bil-
dung in Niedersachsen.

Im Namen des gesamten neugewählten Landes-
vorstands danke ich euch für eure Treue zur DVPB 
und euren Einsatz für die politische Bildung in Nie-
dersachsen. 

Kollegiale Grüße 

Steve 

---

Dr. Steve Kenner	  
Landesvorsitzender des Landesverbandes Nieder-
sachsen der DVPB e.V.
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30. TAG DER POLITISCHEN
BILDUNG NIEDERSACHSEN

 - FACHTAG DER DVPB -

15. SEPTEMBER 2022 
FACHTAG IM FORUM DES 
NIEDERSÄCHSISCHEN LANDTAGES 
ADRESSE: AM MARKTE 8 / 30159 HANNOVER

09:00 - 16:00 UHR 
REGISTRIERUNG AB 08:30 UHR

FACHIMPULSE, WORKSHOPS & PODIUMSDISKUSSION MIT
LANDTAGSABGEORDNETEN 

Politische Bildung & 
die Landtagswahl 2022

Gefördert durchIn Kooperation mit
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DIE REDAKTION LIEST

BÜCHER ZUM HEFTTHEMA  
'TRANSNATIONALE BEZIEHUNGEN'

Rezensionen zu "Die Zukunft der Außenpolitik ist feministisch" von 
Kristina Lunz und "Putins Netz" von Catherine Belton

rezensiert von Theresa Bechtel und Elizaveta Firsova-Eckert (für die Redaktion der PU)

Kristina Lunz 

Kristina Lunz, geboren 1989, absolvierte zwei Masterstudiengänge am University Col-
lege London (mit Auszeichnung) und an der Universität Oxford, wo sie Global Governan-
ce and Diplomacy studierte. Sie ist eine deutsche Feministin, Aktivistin und Mitbegrün-
derin des Centre for Feminist Foreign Policy (CFFP). Bekanntheit erlangte sie durch die 
Kampagnen “Nein heißt Nein”, die sich erfolgreich für eine Änderung des Sexualstraf-
rechts in Deutschland aussprach und "Stop Bild Sexism" sowie ihren Einsatz für femi-
nistische Außenpolitik. Außerdem arbeitete sie für die Vereinten Nationen im Bereich der 
Extremismusprävention.								      
Coverfoto: Ullstein-Buchverlage/Pressematerial
 

Catherine Belton 

Catherine Belton ist britische Journalistin und Autorin. In den Jahren 2007 bis 2013 war sie 
als Moskau-Korrespondentin für die Financial Times tätig. Zuvor schrieb sie über aktuelle 
Themen und Ereignisse in Russland für die beiden Zeitungen The Moscow Times und Busi-
ness Week. In ihrem 2020 erschienenen Buch “Putin’s People”, das unter dem Titel “Putins 
Netz” in 2022 bei HarperCollins auf Deutsch erschien, illustriert Belton den Aufstieg des 
russischen Präsidenten Wladimir Putin. Das Buch wurde von The Economist, der Financial 
Times, dem New Statesman und dem Telegraph zum Buch des Jahres gekürt (Wikipedia, 
2022). Es ist auch Gegenstand von fünf Klagen russischer Oligarchen und von Rosneft. 
Derzeit lebt Belton in London und arbeitet als investigative Korrespondentin für Reuters.  
Foto: Harper Collins/Pressematerial 
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"DIE ZUKUNFT DER 
AUSSENPOLITIK IST 
FEMINISTISCH" VON 
KRISTINA LUNZ 
Wie globale Krisen gelöst werden müssen. Ullstein-
Buchverlage (2022). 448 Seiten - 22,99 €. 

„Feministische Außenpolitik gründet 
auf Menschenrechten und wird von 
der Zivilgesellschaft mitformuliert. 
Sie ist transparent, antimilitaristisch 
und auf Klimagerechtigkeit und 
Kooperation statt Herrschaft über 
andere ausgerichtet. Feministische 
Außenpolitik möchte patriarchale 
Strukturen innerhalb von Außen- 
und Sicherheitspolitik zerschlagen“ 
(Lunz 2022: 201).

 
Das Schlagwort ‚feministische Außenpolitik‘ hat 
spätestens seit Anfang des Jahres Konjunktur im 
politischen Diskurs und wurde im Kontext der Ge-
neraldebatte im Bundestag zum Sondervermögen 
der Bundeswehr prominent von Annalena Baerbock 
als zukunftsweisender und notwendiger Ansatz der 
Sicherheitspolitik verteidigt. Vor dem Hintergrund 
des russischen Angriffskriegs auf die Ukraine erhält 
die Frage nach der Ausrichtung der Außenpolitik 
eine neue Brisanz und Dringlichkeit.

Die Zielsetzung des Buches formuliert die Autorin 
dahingehend „Dinge infrage stellen [zu wollen], 
weshalb wir was als ‚Standard‘ ansehen, wie bei-
spielsweise Nuklearwaffen in der Außenpolitik“ (S. 
29). Mithilfe des feministischen Ansatzes in der Au-
ßen- und Sicherheitspolitik will sie verhindern, dass 
sich „bestehende Ungerechtigkeiten erhöhen und 
Machtgefälle vergrößern“ (S. 32). 

Auf insgesamt 448 Seiten expliziert Lunz in 13 

Kapiteln Grundzüge ihrer Vorstellung einer Kon-
zeption feministischer Außenpolitik. In Lunz‘ Buch 
vereinen sich autobiographische, ihre eigene Arbeit 
reflektierende Inhalte mit kursorisch theoretischen 
Exkursen. Die Lesenden erhalten so Eindrücke in 
die Arbeit des von Lunz gegründeten „Center for 
Feminist Foreign Policy“ (CFFP) (S. 18), die allge-
meinen Potenziale und Herausforderungen (Kapitel 
sechs) politischen Aktivismus‘ sowie eine kritische 
Einführung in die Theorien der Außenpolitik und Di-
plomatie.

Lunz beginnt ihre Abhandlung damit, die Kontinui-
tät, Präsenz und Virulenz des Patriarchats und da-
mit einhergehender verbaler und körperlicher Ge-
walt gegen Frauen aufzuzeigen (Kapitel 1) und klärt 
zunächst grundlegende Begrifflichkeiten (Kapitel 
2). Von dieser allgemeinen Blickrichtung zur Not-
wendigkeit von Feminismus in intersektionaler Per-
spektive fokussiert sie den Blick auf feministische 
Außen- und Sicherheitspolitik. In Kapitel drei, vier 
und fünf werden ausgehend von der Genese einer 
androzentristischen Diplomatie die Charakteristiken 
einer feministischen Außenpolitik konkretisiert und 
mit der patriarchalen Logik des historischen und ak-
tuell vorherrschenden außenpolitischen Realismus 
kontrastiert (S. 69-94).

Dem Lunz’schen Konzept feministischer Außen-
politik liegt ein radikaler (S. 41, S. 53) und ein in-
tersektionaler (S. 39) Feminismusbegriff zugrunde, 
der auch die Innen-, Klima- und Gesundheitspoli-
tik adressiert (Kapitel 9, 10). Das bedeutet, dass 
in intersektionaler Perspektive auch andere Dis-
kriminierungsstrukturen wie Rassismus, Klassis-
mus und (Post-)Kolonialismus, aber auch Rechte 
der LGBTQI-Community (Kapitel 8) berücksichtigt 
werden müssen. Den radikalen Feminismusbegriff 
fasst Lunz so, dass sie es nicht als Lösung be-
trachtet, Frauen schlicht auf bestehende Positio-
nen zu setzen, sondern die Systeme (Kapitalismus 
und Nationalismus), in die die Außen- und Sicher-
heitspolitik eingebettet sind, zu verändern und die 
Gleichberechtigung und Sicherheit von Menschen 
statt staatlicher Macht in den Mittelpunkt zu stellen 
(S. 53, S. 87, 95, 97).    
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Zusammenfassend gelingt der Autorin das Verfas-
sen einer guten Einstiegs- und Überblickslektüre, 
deren Konzept feministischer Außenpolitik etliche 
Perspektiven und Themen mit- und zusammen-
denkt. Mitunter entsteht aber der Eindruck, dass 
das Konzept eher in die Breite als in die Tiefe ge-
dacht wird. Lunz formuliert etliche politische Appel-
le, die jedoch häufig einer Konkretisierung bedürfen 
würden. Insgesamt ist die Lektüre aber für einen 
ersten Eindruck in die Diskurse zu  empfehlen.

			               von Theresa Bechtel

 "PUTINS NETZ" VON 
CATHERINE BELTON 
Wie sich der KGB Russland zurückholte und dann den 
Westen ins Auge fasste. HarperCollins (2022). 704 Sei-
ten - 24,00 € (in deutscher Übersetzung) 

„Eine neue Ideologie entstand. 
Sie wurde von den KGB-Männern 
propagandiert, um die Größe des 
russischen Staates und die impe-
rialistische Verbindungen zu den 
früheren Sowjetrepubliken wieder-
herzustellen. Eine von Putins ersten 
Amtshandlungen als Präsident war 
es (...), die sowjetische Hymne, die 
mit den Worten “die unzerbrech-
liche Union der freien Republiken” 
beginnt, wieder einzusetzen“ (Belton 
2022: 306). 

Catherine Belton erzählt von dem Aufstieg Wladi-
mir Putins, indem sie mithilfe fundierter Recherche 
seinen Lebensweg nachzeichnet: Von einer für die 
Sowjetzeit typischen Kindheit in einer Leningrader 
Kommunalka, seinem Traum einer Karriere beim 
KGB, welcher sich Mitte der 1970er-Jahre erfüllte 
und seinen Höhepunkt im Dresden-Einsatz 1985 - 
1990 fand, sowie seiner Zeit als Vizebürgermeister 

St. Petersburgs, die wegbereitend für das Präsidial-
amt wurde.

Das Buch ist jedoch nicht biografisch angelegt, viel-
mehr skizziert Belton ein Bild Russlands inmitten 
und nach der Auflösung der Sowjetunion, welches 
durch bandenkriegerische Machenschaften geprägt 
und durch ein Geflecht aus Korruption und Macht-
kämpfen etabliert wird. Dabei arbeitet sie das Para-
doxon Russlands in den 1990er-Jahren heraus, wie 
es sich etwa in der Renovierung des Kremls bei-
spielhaft zeigt: Während der russische Staat milliar-
denschwere Hilfen aus dem Ausland erhält, da man 
angeblich das Geld zum Überleben brauchte, wird 
der Kreml als Palast im Zarenstil, inklusive der Mo-
saikböden, kostbaren Ornamente, goldenen Spie-
gel und Kronleuchter und einer mit Blattgold über-
rankten Decke, erschaffen. Helmut Kohl wird bei 
einem Besuch im Kreml mit den Worten zitiert: “Und 
diese Leute wollen Geld von uns?” (S.159).

In dieser Zeit der Unsicherheit und des politischen 
Machtvakuums gelingt Putin als politischer Under-
dog, dessen politische Interessen nur wenigen 
Russ*innen klar sind, mithilfe vieler bekannter Na-
men langsam der Aufstieg. Belton skizziert wich-
tige geschichtliche Leitmotive, die Putins Macht-
ergreifung sicherten. Dazu gehört in erster Linie 
die plump praktizierte Korruption des ehemaligen 
Präsidenten Boris Jelzin. Aber auch viele weitere 
Helfer*innen aus dem In- und Ausland, die zum Teil 
die Interessen Putins, größtenteils aber eigene Inte-
ressen verfolgen, werden von Belton in ihrer Betei-
ligung enttarnt. So entfaltet sich ein Bild Russlands, 
das stark durch den Einfluss von Korruption geprägt 
ist, die Putin immer weiter bis zur Perfektion gestei-
gert hat: Putins Freund*innen können sich bis ins 
Unendliche bereichern und einfache Bürger*innen 
müssen die Konsequenzen erleiden. Dieses Russ-
land geht zudem knallhart gegen alle Personen vor, 
die kompromittierende Informationen über die Füh-
rungsspitze besitzen oder zu stark in oppositionelle 
Gefilde abdrifteten: Sie werden einfach beseitigt. 

Interessant sind insbesondere die Ausführungen 
Beltons zu zwei zentralen Ereignissen der russi-
schen Geschichte, die sich teilweise mit Putins ers-
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ter Amtszeit überschneiden. Sowohl bei den Terror-
anschlägen auf Wohnhäuser in Russland im Jahr 
1999, die letztlich in den zweiten Tschetschenien-
krieg mündeten, als auch bei der Geiselnahme von 
Besland in 2004 deutet Belton eine starke Beteili-
gung des KGB und nicht zuletzt Putins selbst an. 

Beltons Buch präsentiert eine Vielzahl an Ge-
sprächspartner*innen, die den Aufstieg Putins und 
die Entwicklungen Russlands der vergangenen 
30 Jahre nachvollziehbar machen. Dabei zeigt die 
Auswahl der Gesprächspartner*innen - wobei es 
sich fast nur um Männer handelt - einen beeindru-
ckenden Zugang zu wichtigen Figuren der russi-
schen Politik und Gesellschaft im In- und Ausland, 
nicht zuletzt zu einigen ehemaligen KGB-Führungs-
personen und Oligarchen. Gleichzeitig zieht Belton 
Verbindungslinien zu vielen prominenten Figuren 
und Unternehmen im Westen, welche sich entwe-
der durch Naivität oder Wirtschaftsinteressen gelei-
tet immer weiter in das Netz Putins hineinbegeben. 
Unversehens manövrieren sie dabei - wie z.B. in 
dem im Buch prominent platzierten Fall des ehema-
ligen U.S. Präsidenten Donald Trump - in immense 
russische Abhängigkeiten, deren Nachklänge nicht 
zuletzt auch in der heutigen Situation sichtbar wer-
den. 

“Putins Netz” ist für all jene empfehlenswert, die 
sich vertieft mit der Person Wladimir Putin, seinem 
Weg zur Macht und seiner Ideologie vertraut ma-
chen wollen. Im Buch werden unzählige Namen 
wichtiger Protagonist*innen genannt, die trotz der 
vierseitigen Einführung in die Dramatis Personae 
im Laufe der Lektüre zunehmend verschwimmen, 
während zugleich unzählige neue Namen hinzu-
kommen. Daher sei Durchhaltevermögen und eine 
Affinität für russische Namen angeraten. Insgesamt 
ist Beltons Buch eine wichtige Lektüre im Lichte 
aktueller, weltpolitischer Entwicklungen und hilft 
dabei, die Verblendung der russischen Bevölke-
rung und die Ideologie der Führungsspitze besser 
zu verstehen. Allerdings, auch das sei hier bereits 
gesagt, stimmt das Buch den*die Leser*in nicht un-
bedingt optimistisch mit Blick auf die Zukunft der 
Beziehungen zwischen Russland und dem Westen. 

			   von Elizaveta Firsova-Eckert 

Theresa Bechtel
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